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Tagesspiegel, 24. Mai 2018

UmdasThemaMitarbeiterwohnenvoran-
zubringen, fordert unter anderem der
Deutsche Mieterbund (DMB) bessere
Rahmenbedingungen. So solle etwa
ein steuerlicher Freibetrag für Mitar-
beiterwohnungen von beispielsweise
100 oder 150 Euro im Monat eingeführt
werden, wie DMB-Direktor Lukas
Siebenkotten erläutert.

dpa, 15. Mai 2018
Große Vermieter in Deutschland verdie-
nen sich mit Modernisierungsumlagen
aus Sicht des Deutschen Mieterbundes
eine goldene Nase. Für viele Mieter seien
die Mieterhöhungen nicht tragbar, sie
würdenausihrenWohnungenverdrängt
und abhängig von Sozialleistungen,
kritisiert Mieterbund-Geschäftsführer
Ulrich Ropertz anhand von Beispielen
aus Häusern des Bochumer Vonovia-
Konzerns.

Deutschlandfunk, 9. Mai 2018

Für zeitlich befristete Mietverträge gibt
es im deutschen Mietrecht strenge Re-
geln.Wichtigdabei: ImMietvertragmüs-
sen nicht nur Vertragsbeginn und -ende
festgeschrieben sein, sondern auch der
Grund für die Befristung. Dieser muss
sich an den Kündigungsgründen im Ge-
setz orientieren, erklärt Ulrich Ropertz,
Geschäftsführer des DMB.

Focus.de, 6. Mai 2018

Die Union setzt auf finanzielle Anreize.
Mit dem sogenannten Baukindergeld sol-
len kaufwillige Familien über einen Zeit-
raumvonzehnJahrenmit12.000Europro
Kind und Jahr unterstützt werden. Lukas
Siebenkotten, Chef des Deutschen Mie-
terbundes, sieht darin eine Ursache für
weiter steigende Immobilienpreise. „Es
ist davon auszugehen, dass das Baukin-
dergeld zeitnah eingepreist wird.“

Zitiert

Das Mieterlexikon Ausgabe 2018/2019
ist das Standardwerk für Mieterin-
nen und Mieter in Deutschland. Weit

über 2.000 Hinweise auf Gerichtsentschei-
dungen machen dieses Buch zu einem wert-
vollen Ratgeber im Mietrecht. Vollständig,
präzise, nachvollziehbar und mit hohem
Fachwissen erklären Mietrechtsexperten
die wichtigsten Fragen und Probleme des
Mietens und Wohnens. Berücksichtigt wer-
den immer die neueste Gesetzgebung und
die aktuelle Rechtsprechung zu den miet-
rechtlichen Standardthemen wie Betriebs-
kosten, Kündigungsschutz und Eigenbe-
darf, Mieterkündigung, Mieterhöhung und
Mietpreisbremse, Wohnungsmängel, Miet-
minderung, Schönheitsreparaturen, Mo-
dernisierung und so weiter. Aber auch Fra-
gen zu typischen Alltagsproblemen finden
imMieterlexikonihrenPlatz.AufdieFragen
„Wer zahlt bei einer Abflussverstopfung?“,
„Können Kinderwagen im Hausflur abge-
stellt werden?“, „Wer muss bei Schnee und
Eis fegen und streuen?“, „Ist Feiern in der
Wohnung erlaubt?“ und weitere gibt das
Mieterlexikon die richtige Antwort.
Das Mieterlexikon 2018/2019, ISBN 978-3-
944608-11-2, kostet 13,00 Euro und ist bei
allen örtlichen Mietervereinen sowie im
Buchhandel erhältlich oder kann bestellt
werden beim DMB-Verlag, 10169 Berlin
oder unter www.mieterbund.de

Neues Deutschland, 19. April 2018

LukasSiebenkotten, Bundesdirektor des
Deutschen Mieterbundes, betont, ob ich
im Alter arm bin oder nicht, hängt vor al-
lemvonderHöhederRenteabundweni-
ger davon, ob ich in den eigenen vier
Wänden wohne. Förderprogramme wie
das Baukindergeld dienten vorrangig
der Immobilienlobby, besonders wenn
es um den Erwerb von Bestandsimmobi-
lien gehe. Künftig würden Projektent-
wickler, die sich mit der Umwandlung
von Miet- in Eigentumswohnungen
schon heute eine goldene Nase verdien-
en, zusätzlichen Profit rausschlagen, in-
dem sie Eigentumswohnungen an junge
Familien weiterverkauften.

Welt, 18. April 2018
In der Pflicht zur Auskunftserteilung bei
der Mietpreisbremse sieht der Deutsche
Mieterbund nur einen kleinen Fort-
schritt. Es ändere sich tatsächlich nur

wenig, sagt DMB-Direktor Lukas
Siebenkotten. Er fordere des-
halb eine Abschaffung aller
Ausnahmen von der Mietpreis-
bremse. Außerdem sei es not-
wendig, die Mietpreisbremse
auf ganz Deutschland zu bezie-
hen und nicht die Landesregie-
rung zu ermächtigen, die Miete
selbst zu definieren.

Der Freitag, 12. April 2018
Der Bundesdirektor des Deutschen Mie-
terbundes, Lukas Siebenkotten, sagt:
„Ich hoffe, dass man den Mut besitzt,
nun zu sagen, in Zukunft ist von dieser
Eigentumssteuer ausschließlich der Ei-
gentümer betroffen, und dass es nicht
mehr zulässig ist, die Grundsteuer an die
Mieter weiterzuleiten.“

dpa, 10. April 2018
Der Deutsche Mieterbund hat Pläne des
Finanzministeriums, für eine Bundes-
förderung des sozialen Wohnungsbaus
dasGrundgesetzzuändern,begrüßt.Da-
mit setzt die neue Bundesregierung ein
erstes positives Signal für den bezahlba-
ren Mietwohnungsbau, erklärt der Di-
rektor Lukas Siebenkotten. Anderenfalls
hätten diese Zahlungen 2019 auslaufen
müssen.

Das Mieterlexikon
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Gerhard Richter unterstützt
erneut Obdachlose

Nachrichten

Der Kölner Künstler Gerhard Richter
(kl. Foto oben) unterstützt mit der
Spende von 18 Bildern den Bau von

Wohnungen für Obdachlose. Die Einnah-
men kommen dem Fonds „Housing First“
(Wohnen zuerst) zugute, der damit den
Bau von rund 100 Wohnungen für Ob-
dachlose anschieben will. Träger sind die

Fast zwei Millionen bezahlbare Wohnungen fehlen
� In den 77 deutschen Großstädten fehlen gut 1,9 Millionen bezahlbare Wohnungen,
darunter etwa 1,4 Millionen günstige Apartments unter 45 Quadratmetern für Einper-
sonenhaushalte. Zu diesen Ergebnissen kommt eine neue, von der Hans-Böckler-
Stiftung geförderte Studie. Gemessen an den finanziellen Möglichkeiten der lokalen
Bevölkerung besteht ein besonders großer Mangel an bezahlbarem Wohnraum einer-
seits in einwohnerstarken Städten mit vielen Niedrigverdienern, zum Beispiel Berlin,
Leipzig, Dresden, und andererseits in Großstädten mit hohem Mietniveau (zum Bei-
spiel München, Stuttgart, Düsseldorf). Laut Berechnungen der Studie fehlen in Berlin
mit rund 310.000 Wohnungen bundesweit die meisten bezahlbaren Wohnungen. In
Hamburg sind es 150.000, in Köln 86.000 und in München 78.000. Eine Verringerung
der Lücke ist nach Ansicht der Forscher nur durch eine Stärkung des sozialen Woh-
nungsbaus möglich.

Freiburg wählt jüngsten
Oberbürgermeister
� Die Freiburger wählten
mit Martin Horn (33 Jahre)
den jüngsten Oberbürger-
meister einer deutschen
Großstadt. Fehlender Wohn-
raum sowie stark steigende
Mieten und Immobilienprei-
se waren im Wahlkampf die
Hauptthemen des parteilo-
sen Kandidaten. Sein Vor-
gänger Dieter Salomon, seit

16 Jahren Oberbürgermeister der Stadt und erster grüner Oberbür-
germeister in einer Großstadt überhaupt , sah sich im Wahlkampf

Obdachlosenhilfe Asphalt/fiftyfifty und
der Paritätische Wohlfahrtsverband NRW.
Ein Set mit sechs Bildern des 86-Jährigen,
der einer der teuersten lebenden Künstler
ist, kostet 420.000 Euro. Gerhard Richter
hat in den vergangenen Jahren schon
mehrfach Bilder für fiftyfifty gestiftet, die
hohe sechsstellige Erlöse erzielt haben.

unter anderem dem Vorwurf ausgesetzt, er habe genau diese The-
men vernachlässigt.

Mieterbund im Justizministerium
� Bundesjustizminis-
terinKatarina  Barley
empfing Mieterbund-
Präsident Dr. Franz-
Georg Rips (rechts)
und DMB-Direktor
Lukas Siebenkotten
zu einem ersten Er-
fahrungsaustausch.
Die beiden Mieter-
vertreter machten in diesem Gespräch deutlich, welche Erwartun-

Bei der Umsetzung hapert’s
� Wenig Konkretes erfuhr die FDP-Frakti-
on auf eine Kleine Anfrage zur Umsetzung
der Empfehlungen der Baukostensen-
kungskommission. Die Antworten sind
wenig erhellend. Das Ergebnis der Evalu-
ierung werde in die Fortsetzung der Bau-
kostensenkungskommission einfließen,
heißt es ausweichend.

� Mehr Wohnungen durch Verdichtung in
einzelnen Stadtquartieren sowie durch die
Aufstockung von Gebäuden will der Ver-
band norddeutscher Wohnungsunterneh-
men (VNW) schaffen. Verbandsdirektor
Andreas Breitner sagt, dass so mindestens
2.000 bezahlbare Wohnungen in Hamburg
zusätzlich geschaffen werden könnten. „Die
Infrastruktur ist vorhanden, und Flächen
werden besser als bislang für den Woh-
nungsbau genutzt“, erklärt Breitner. Er for-
dert die Stadt auf, ihre Anstrengungen in
Richtung Nachverdichtung zu stärken.

Wohnungen durch Verdichtung

� Auf Drängen von SPD, Grünen und Frei-
en Wählern hat der Bayerische Landtag
ein halbes Jahr vor der Landtagswahl die
parlamentarische Untersuchung des Ver-
kaufs der Wohnungsbaugesellschaft GBW
im Jahr 2013 beschlossen. Während die
CSU darin ein reines Wahlkampfmanöver
sieht, verteidigte die Opposition die Ein-
setzung als unverzichtbar. SPD, Grüne
und Freie Wähler suchen unter anderem
eine Antwort auf die Frage, ob die EU den
Verkauf vorgeschrieben hat, wie von der
Staatsregierung immer wieder behauptet
wurde.

GBW-Verkauf wird untersucht
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Nachrichten

� Helgoland gehen, wie auch Sylt, die
Arbeitskräfte aus. Viele Stellen sind of-
fen. Einer der Gründe: Es fehlt an bezahl-
barem Wohnraum. Neuer, attraktiver
Wohnraum soll nun helfen, neue Ar-
beitskräfte auf die Insel zu locken. 67
Wohnungen für gut 160 Menschen sol-
len rund um den Leuchtturm im Ober-
land entstehen. Mit Hilfe einer Erhal-
tungssatzung will die Gemeinde außer-
dem verhindern, dass Wohnraum in Fe-
rienapartments umgewandelt wird. 

Helgoland braucht Wohnungen

Wohnungsnot steigert Gewinn

Die anhaltende
Wohnungsnot
in vielen Groß-

städten und Ballungs-
räumen treibt den Ge-
winn bei den Immobi-
lienkonzernen an.
Nachdem bereits Vo -
no via und LEG Woh-
nen zuletzt hohe Ge-
winnsteigerungen ver-
meldeten, folgten jetzt die Deutsche
Wohnen SE und die TAG Immobilien.
Das operative Ergebnis legte bei der
Deutschen Wohnen im ersten Quartal
im Jahresvergleich um knapp neun Pro-
zent auf 123 Millionen Euro zu. Die
durchschnittliche monatliche Kaltmiete
betrug Ende März je Quadratmeter
6,46 Euro, das waren gut vier Prozent
mehr. Der Gewinn belief sich auf
103,4 Millionen Euro und damit mehr als
doppelt so viel wie ein Jahr zuvor. 
Weil mit sanierten Wohnungen höhere
Gewinne zu erzielen sind, erhöhte das
Unternehmen im ersten Quartal die Aus-

gaben für Modernisierung und Instand-
haltung auf insgesamt 60,5 Millionen
Euro, gut ein Viertel mehr als im Vorjahr. 
Die steigenden Mieten haben auch der
TAG Immobilien einen guten Start ins
neue Jahr beschert. So stieg der Gewinn
aus Vermietungen auf 75,6 Millionen
Euro, gut vier Millionen Euro mehr als
ein Jahr zuvor. Im vergangenen Jahr er-
warb der Immobilienkonzern fast
5.000 Wohnungen, verkaufte aber
auch etwa 2.000. Insgesamt bewirt-
schaftet die TAG rund 83.000 Wohnun-
gen, von denen der größte Teil in Ost-
deutschland und Berlin liegt.

Balkone haben ihren Preis
� Die paar Quadratmeter Balkon unter
freiem Himmel sind ganz schön teuer.
Laut Immowelt kosten Wohnungen mit
Balkon bis zu rund einem Drittel mehr
als Wohnungen ohne. Immowelt be-
rechnete, dass in Frankfurt und Stutt-
gart der Balkon mit einem Plus von 31
Prozent zu Buche schlägt. In Nürnberg
verteuert der Balkon die Miete um 30
Prozent, in Köln um 28 Prozent.

Diesel-Fahrverbote
� Zum 1. Juni sind in Hamburg die ersten
Diesel-Fahrverbote verhängt worden. Da-
nach dürfen auf einem rund 580 Meter lan-
gen Abschnitt der Max-Brauer-Allee keine
Dieselfahrzeuge mehr fahren, die nicht die
Abgasnorm Euro 6 erfüllen. Auf einem 1,6
Kilometer langen Stück der Stresemann-
straße gilt das nur für LKWs mit einem Ge-
samtgewicht von über 3,5 Tonnen. Die
Sinnhaftigkeit der Maßnahme ist umstrit-
ten, da nun ein Ausweichen der betroffe-
nen Fahrzeuge in die umliegenden Stra-
ßen befürchtet wird.

gen sie an die Arbeit im Justizministerium haben. Einig waren sich
die Gastgeberin und die Gäste in der Beurteilung der für Mieter
schwierigen Wohnungsmarktlage. Katarina Barley sieht wie der
Mieterbund dringenden Handlungsbedarf beim Thema Mietpreis-
bremse und der Einschränkung der Modernisierungsumlage. Im
Gesetzgebungsverfahren will sie jetzt auf das Tempo drücken.

„Wir haben Vollvermietung“
� In Baden-Württemberg gibt es praktisch keine unvermieteten
Wohnungen. Bei den Leerständen, aktuell nur noch 1,5 Prozent,
handelt es sich lediglich um Leerstand wegen Mieterwechsel oder
Modernisierungen. „Jede Wohnung findet einen Mieter. Anders
ausgedrückt: Wir haben Vollvermietung“, frohlockte der Vorsit-
zende des baden-württembergischen Wohnungswirtschaftsver-
bandes (VBW), Peter Bresinski.

Krause gab Schlüssel an
den Eigentümer zurück
� Der ehemalige Bundesver-
kehrsminister Günther Krause
ist kurz vor der Zwangsräu-
mung aus dem von ihm und
seiner Ehefrau bewohnten
Haus an der mecklenburgi-
schen Seenplatte ausgezogen.
Krauses Anwalt übergab die
Schlüssel an den Anwalt der
Eigentümer. Krauses Frau hat-
te das Haus vor einem Jahr gekauft, den Kaufpreis aber nie ge-
zahlt. Im Februar war Krause, der 1990 für die DDR den Einheits-
vertrag mit ausgehandelt hatte, zur Räumung verurteilt worden. 

DDiieesseess  SScchhiilldd  wweeiisstt  aauuff  ddaass  
DDuurrcchhffaahhrrttssvveerrbboott  hhiinn
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Nachrichten

DMB empfing Parlamentarier
Zum Thema „Wohnungs-

bau und bezahlbare Mie-
ten – Weichenstellungen

in der 19. Legislaturperiode“
lud der Deutsche Mieterbund
zu einem Parlamentarischen
Abend in der Parlamentari-
schen Gesellschaft ein. Marco
Wanderwitz (CDU), Parlamen-
tarischer Staatssekretär im Innen-, Bau-
und Heimatministerium, erläuterte die
Vorhaben der Bundesregierung und des
Ministeriums. Dabei ging er auch ausführ-
lich auf die von der Bundesregierung ver-

sprochene Wohnungsbauof-
fensive ein. DMB-Präsident
Dr. Franz-Georg Rips be-
schrieb die wichtigsten Forde-
rungen des Deutschen Mieter-
bundes an eine soziale Mie-
ten- und Wohnungspolitik.
Deutlich machte er, welche
Weichenstellungen die Mie-

terorganisation in den kommenden Jahren
erwartet. Die Vertreter des Mieterbundes
nutzten anschließend die Chance, den Par-
lamentariern die Forderungen des Deut-
schen Mieterbundes näherzubringen.

Fast 90.000 Vorschriften
� In Deutschland gibt es exakt 87.673 Vor-
schriften, die das Zusammenleben regeln.
Laut Bundesregierung sind 47.849 Einzel-
vorschriften in 1.715 Gesetzen enthalten.
Dazu kommen 2.714 Verordnungen mit
weiteren 39.824 Einzelvorschriften. 

Duisburger Landschaftspark: Radweg leuchtet 
� Ein mit einer speziellen Chemikalie präparierter Radweg
im Duisburger Landschaftspark Nord leuchtet in der Nacht.
Der Belag absorbiert tagsüber das Sonnenlicht und gibt es
dann nachts wieder ab. Dadurch ist es möglich, Stromkosten
für Laternen zu sparen. Das rund 2,6 Kilometer lange Rad-
weg-Projekt zählt in dieser Form zu den ersten in Deutsch-
land. Die Idee dazu kam aus einem Schülerwettbewerb. 

� Nach einer Untersuchung von 27 Fern-
wärmeversorgern in 143 Netzgebieten
durch die Landeskartellbehörde müssen
sieben Unternehmen in Niedersachsen ihre
Preise erheblich senken. 500 Euro machen
die Preissenkungen im Durchschnitt für ein
typisches Einfamilienhaus aus. Sie sind
rückwirkend zum Januar 2017 wirksam. 
Die Kartellbehörden sorgen dafür, dass die
Unternehmen ihre Monopolstellung nicht
ausnutzen. Anbieter von Fernwärme ha-
ben mit ihren lokal geschlossenen Netzen
kaum Konkurrenz. Kunden haben daher
wenig Möglichkeiten, ihren Versorger zu
wechseln.

Überhöhte Preise

� Der Hochbau hat der Bauindustrie in
Deutschland 2017 das beste Neugeschäft
seit 21 Jahren beschert. Mit einem Plus von
6,6 Prozent zum Vorjahr und einem Volu-
men von 72,3 Milliarden Euro kletterten die
Auftragseingänge nominal auf den glei-
chen Wert wie 1996, teilte das Statistische
Bundesamt mit.
Ein Grund ist auch die große Nachfrage
nach Häusern und Wohnungen. Wegen
der niedrigen Zinsen sind Kredite günstig.
Die starke Wirtschaft und steigende Ein-
kommen treiben die Nachfrage auf den Im-
mobilienmärkten an.

Bauindustrie verdient gut

Jennifer Lopez
auf „Sparkurs“
� Der Popstar Jennifer Lo-
pez und Ex-Baseballer
Alex Rodriguez ziehen mit
ihrer Patchwork-Familie
in das höchste Wohnhaus
der Welt in Manhattan.
372 Quadratmeter groß ist
die Wohnung und kostet
rund 12,4 Millionen Euro.
Die neue Wohnung ist da-

mit deutlich kleiner und auch billiger als die alte. Das Penthouse
nahe des Madison Square Gardens, das Lopez für 21,9 Millionen
Euro verkaufen möchte, ist 603 Quadratmeter groß.

Wohnungsbauförderung: Aigner muss jetzt liefern
� Bayerns neue Bauministerin Ilse Aigner (CSU) muss nun in den
verbleibenden Wochen bis zur Landtagswahl beweisen, dass die
neue Bayerische Staatsregierung es ernst meint mit der Woh-
nungsbauförderung. Laut einer Umfrage von Infratest dimap En-
de April 2018 steht die Staatsregierung vor allem für den nicht aus-
reichenden Einsatz für die Schaffung bezahlbaren Wohnraums in
der Kritik. Nur 13 Prozent der Befragten äußerten sich mit deren
Wohnungspolitik zufrieden, 82 Prozent sind es nicht.

Mehr Nebenjobs wegen gestiegener Mietkosten
� Der Chef der Bundesagentur für Arbeit, Detlef Scheele, sieht
auch in den hohen Mieten einen Grund für die gestiegene Zahl von
Nebenjobs. In den vergangenen Jahren habe es zwar „erfreuliche
Tarifabschlüsse“ gegeben, aber auch diese hätten die starken

MMaarrccoo  WWaannddeerrwwiittzz,,  PPaarrllaammeennttaarriisscchheerr  SSttaaaattsssseekkrreettäärr  iimm  IInnnneenn--,,  
BBaauu--  uunndd  HHeeiimmaattmmiinniisstteerriiuumm,,  eerrllääuutteerrttee  ddiiee  PPlläännee  ddeerr  BBuunnddeessrreeggiieerruunngg

DDMMBB--PPrräässiiddeenntt  
DDrr..  FFrraannzz--GGeeoorrgg  RRiippss
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Nachrichten

� Pünktlich zum Tag der Städtebauförde-
rung am 5. Mai wurde in der thüringischen
Kleinstadt Schmalkalden der erste dauer-
hafte 3D-Fußgängerüberweg in Deutsch-
land übergeben. Gestaltet hat ihn der Graf-
fitikünstler Alexander Frank. 
Die 3D-Wirkung entsteht durch eine opti-
sche Täuschung: Autofahrer glauben,
schwebende Balken als Übergang und so-
mit ein echtes Hindernis vor sich zu haben.
Das bewegt sie zum Bremsen. In Island und
Österreich gibt es solche Übergänge bereits.

3D-Zebrastreifen

� Deutschlands größter Immobilienkon-
zern Vonovia will nach seiner erfolgrei-
chen Übernahme eines Unternehmens in
Österreich und einer Partnerschaft in
Frankreich jetzt in den schwedischen
Markt einsteigen. Der Konzern bietet für
den Konkurrenten Victoria Park insgesamt
knapp 9,6 Milliarden schwedische Kronen
(rund 900 Millionen Euro). Vonovia erwar-
tet, dass das Geschäft bis Ende Juni abge-
schlossen ist.

Vonovia expandiert

Wie schon bei den
vorangegangenen
Fußball-Weltmeis-

terschaften hat der Bundesrat
eine Verordnung gebilligt,
nach der Public Viewing auch
nach 22.00 Uhr noch erlaubt
ist. Er machte damit den Weg
frei für fröhliche Fußballfei-
ern in den hoffentlich lauen
Sommernächten während der
Weltmeisterschaft von Mitte
Juni bis Mitte Juli in Russland.
Die Weltmeisterschaft sei eine
internationale Sportveran-
staltung von herausragender
Bedeutung, hieß es in der Be-
gründung.

Kein Kostentreiber
� Verschärfte Energieeinsparvorschrif-
ten beim Bauen sind in den vergangenen
Jahren nur zu einem geringen Anteil am
Anstieg der Baukosten beteiligt. Das be-
legt ein Gutachten des Dresdner Instituts
für Technische Gebäudeausrüstung
(ITG) im Auftrag des Bundesverbandes
Erneuerbare Energie. Der Anstieg der
Baukosten seit dem Jahr 2000 um rund
36 Prozent ist danach vor allem auf die
allgemeine Preisentwicklung zurückzu-
führen. Die energiebedingten Mehrkos-
ten bei Mehrfamilienhäusern bewegten
sich zwischen 2,1 und 3,3 Prozent. Einen
besonderen Kostentreiber bei den Bau-
kosten insgesamt machen die gestiege-
nen Grundstückspreise aus.

Die Bumerang-Generation
� Immer häufiger ziehen erwachsene
Kinder zurück in den Haushalt der El-
tern. Wissenschaftler glauben, darin be-
reits einen Trend auszumachen, der sich
europaweit widerspiegelt. Englische
Wissenschaftler haben dafür bereits den
Begriff „Bumerang-Generation“ ge-
prägt, weil die Kinder nach einem Aus-
zug zurückflögen wie das Sportgerät.
Anne Berngruber vom Deutschen Ju-
gendinstitut in München, die zu dem The-
ma forscht, nennt den Abschluss des Stu-
diums, eine Trennung vom Partner, Ar-
beitslosigkeit und Übergangsphasen et-
wa nach einer Zeit im Ausland als wesent-
liche Gründe, die junge Erwachsene ver-
anlassen, zu den Eltern zurückzukehren.

DDeerr  GGrraaffffiittiikküünnssttlleerr  AAlleexxaannddeerr  FFrraannkk  bbeeii
ddeenn  AArrbbeeiitteenn  aamm  bbeerreeiittss  hhaallbb  ffeerrttiiggeenn  33DD--
ZZeebbrraassttrreeiiffeenn  iimm  WWoohhnnggeebbiieett  WWaallppeerrlloohh

Lange WM-Nächte erlaubt

Hohe Mietkosten Hauptursache für drohende Armut
� Nach Ansicht des bayerischen DGB-Chefs Matthias Jena sind die
hohen Mietkosten eine der
Hauptursachen für drohende
Armut. Viele Menschen be-
nötigten schon 40 oder 50
Prozent ihres Einkommens
für die Miete. Danach hätten
diese Menschen nur noch ein
Resteinkommen, das unter-
halb der Hartz-IV-Regelsätze
liege. Die Politik stehe hier in der Pflicht. „Es kann doch nicht sein,
dass die Gewerkschaften gute Lohnerhöhungen erkämpfen und die
Menschen nichts davon haben, weil immer mehr in die Kassen von
Immobilienunternehmen oder Spekulanten fließt“, sagte er.

Mietsteigerungen der vergan-
genen Jahre nicht auffangen
können, sagte Scheele in ei-
nem Interview mit dem Süd-
westrundfunk (SWR) in Berlin.
Das führe dann dazu, dass Leu-
te manchmal einen Zweitjob

annähmen, um sich ihre Wohnungen weiterhin leisten zu können. 

Olaf Scholz will schnell schnelleres Internet
� Bei einem Unternehmerempfang in Parchim sprach sich Bun-
desfinanzminister Olaf Scholz (SPD) für einen rascheren Ausbau
des schnellen Internets in Deutschland aus. Zur Finanzierung
schlug er vor, einen Teil der guten Steuereinnahmen in diesem
Jahr in einem Fonds anzulegen.



Die im Juli 1917 erlassene erste Mie-
terschutzverordnung gilt als die
Geburtsstunde des Mieterschut-

zes in Deutschland. Zwei weitere Verord-
nungen aus den Jahren 1918 und 1919
verbesserten den Mieterschutz und leg-
ten die Grundstrukturen für das heutige
System. Überall im Lande entstanden in
der Folge Mieteinigungsämter, die Kün-
digungen auf ihre Wirksamkeit hin prüf-
ten. In einer Feierstunde erinnerten
DMB-Präsident Dr. Franz-Georg Rips und
Prof. Dr. Ulf Börstinghaus an die erste
Mieterschutzverordnung. 
Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) war
da schon 17 Jahre alt. Die Regelungen des
BGB legten den Parteien weder bei den
Vereinbarungen von Mietpreisen noch
im Rahmen des beiderseitigen Kündi-
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gungsrechts Beschränkungen auf. Die
Position des Mieters war vor dem Inkraft-
treten des Bürgerlichen Gesetzbuches
und auch danach schwach. Ein Überan-
gebot an Wohnungen zu Beginn des 20.
Jahrhunderts glich diese schwache Posi-
tion zunächst noch aus. Doch die Haus-
besitzervereine setzten mit Hilfe ihrer
vorformulierten Mietverträge auch die
wenigen mietergünstigen Vorschriften
des BGB völlig außer Kraft. Anhand die-
ser Verträge diktierten sie die Kündi-
gungsfristen und die Höhe der Mieten. 
Anfang des vorigen Jahrhunderts wur-
den Wohnungen immer knapper. Die Ar-
beiter zog es in die Städte. Die aufstei-
gende Rüstungsindustrie brauchte ein
Heer von Arbeitskräften – aber auch
Rohstoffe. Schon vor dem, aber vor allem

im Ersten Weltkrieg fehlte es allerorten
an Baustoffen und Bauarbeitern, um die
dringend benötigten Wohnungen zu
bauen.
Ganze Familien wohnten in einem Zim-
mer. Sanitäre Anlagen gab es allenfalls
zwischen den einzelnen Etagen oder
draußen im Hof. Die Wohnungen waren
schlecht heizbar. Überall gab es Schim-
melpilze. Infolge der Wohnungsnot ex-
plodierten die Mieten bis 1917. Wer die
neuen, oft horrenden Mieten nicht zah-
len konnte, musste raus, stand auf der
Straße. 
Die Situation spitzte sich immer mehr zu.
Der durch den Ersten Weltkrieg ausge-
löste Baustoff- und Bauarbeitermangel
tat sein Übriges dazu. Mit der Wohnungs-
not kam es vor allem im Jahr 1917 zu einer

Ein Jahrhundert   Mieterschutz

In der wechselvollen 
100-jährigen Geschichte des

Mieterschutzes sahen sich
Mieter häufiger gezwungen,

zur Wahrung ihrer Interes-
sen auf die Straße zu gehen. 
So war es 1917 vor der ersten

Mieterschutzverordnung,
so war es vor der Einfüh-

rung des sozialen Miet-
rechts in den 70er Jahren
des letzten Jahrhunderts
und so ist es auch heute

wieder. Nur ein ausgewoge-
nes und soziales Mietrecht
garantiert, dass Vermieter

und Mieter auf 
Augenhöhe miteinander

verhandeln können
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noch den Vermieter korrigierbar. Die En-
de 1919 eingeführte Höchstmietenver-
ordnung, die allerdings nur für Altbau-
ten galt, die vor dem 1. Januar 1917 fertig-
gestellt worden waren, stärkte dann die
Interessen der Mieter. Sie sollte gleichzei-
tig aber auch eine kostendeckende Ver-
mietung gewährleisten und den Verfall
der Häuser verhindern. Die Höchstmie-
tenverordnung konnte nicht darüber
hinwegtäuschen, dass in den ersten
Nachkriegsjahren ein regional zersplit-
tertes Mietpreisrecht bestand. 
Mit dem Reichsmietengesetz von 1922
und dem Mieterschutzgesetz von 1923
wurden die Vermieter- und Mieterrechte
im gesamten Reich vereinheitlicht. Das
Reichsmietengesetz legte Höchstmieten
fest, die zwar frei vereinbart, aber über-

Welle von Mieterhöhungen. Die Mieter
gingen auf die Straße.
Der Gesetzgeber sah sich zum Handeln
gezwungen und erließ in den Jahren
1917, 1918 und 1919 drei im gesamten
Deutschen Reich geltende Mieterschutz-
verordnungen. Sie sollten einen Aus-
gleich zwischen der sozialen Not der Mie-
ter und den wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen der Vermieter finden. 
Die mit der zweiten Mieterschutzverord-
nung eingeführten Mieteinigungsämter
waren in ihrem Ermessen jedoch frei. Ih-
re Entscheidungen waren oft nicht bere-
chenbar und bewirkten kaum nachvoll-
ziehbare lokale Unterschiede. So kam es
trotzdem in einzelnen Gebieten zu unge-
wöhnlich hohen Mietsteigerungen. Die
Ergebnisse waren weder für den Mieter

Ein Jahrhundert   Mieterschutz
prüft waren. Im Mieterschutzgesetz wurde
das Kündigungsrecht des Vermieters er-
satzlos gestrichen und durch die Mietauf-
hebungsklage ersetzt. 
Die Nationalsozialisten haben zwischen
1933 und 1945 das Mietrecht zur Umset-
zung ihrer ideologischen Ziele instrumen-
talisiert. Der Schutz der Mieter vor Miet-
 erhöhungen und Kündigungen war hoch
– sofern die geschützten Mieter in das
Schema der Rassenideologie des Nazi-Re-
gimes passten.

Nach dem Zweiten Weltkrieg
Nach Ende des Zweiten Weltkrieges wurde
die Wohnungs- und Mietenpolitik von der
allgemein herrschenden Wohnungsnot
bestimmt. Der zerbombte Wohnungsbe-
stand und Millionen von Flüchtlingen im

GGrrooßßee  MMiieetteerrddeemmoo  mmiitt
2255..000000  TTeeiillnneehhmmeerrnn  uunntteerr
ddeemm  MMoottttoo  „„WWiiddeerrsseettzzeenn  ––
ggeemmeeiinnssaamm  ggeeggeenn  VVeerrddrräänn--
gguunngg  uunndd  MMiieetteennwwaahhnnssiinnnn””

aamm  1144..  AApprriill  22001188  iinn  BBeerrlliinn
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Westen Deutschlands führten zu einer
heute kaum vorstellbaren Wohnungsnot
in Deutschland. Der vorhandene, noch
vermietbare Wohnungsbestand wurde
zwangsverwaltet. Bei der Gründung der
Bundesrepublik herrschte ein vollständi-
ger Mietpreisstopp. Erst zehn Jahre nach
Kriegsende erlaubte das Erste Bundes-
mietengesetz im Jahr 1955 eine prozentu-
al gestaffelte Mieterhöhung zwischen
zehn und 20 Prozent. 
Während die DDR bis zu ihrer Auflösung
an der Mietpreisbindung festhielt, liefen
die Bestrebungen in der Politik im Wes-
ten darauf hinaus, die Wohnungswirt-
schaft nach Ende der Wohnungsnot in
die Marktwirtschaft zu überführen. Das
sogenannte Zweite Bundesmietengesetz
sah die schrittweise Freigabe der Mieten
für preisgebundenen Wohnraum bis
1966 vor. 
Zwischen 1967 und 1968 war der größte
Teil des Wohnungsbestandes aus der
Mietpreisbindung entfallen. Gleichzeitig
traten die auf weitgehende Vertragsfrei-
heit beruhenden Regelungen des Bürger-
lichen Gesetzbuches in Kraft. Die neue
Rechtslage erlaubte dem Vermieter wie-
der wie vor Inkrafttreten der ersten Mie-
terschutzverordnung, Änderungskündi-
gungen auszusprechen, um die Miete zu
erhöhen. Aufgrund des zu diesem Zeit-
punkt immer noch herrschenden Woh-
nungsmangels führte die neue Rechtsla-
ge zu Mieterhöhungen in großem Um-
fang. 
Erst die erste sozial-liberale Koalition
stellte den Mieterschutz wieder in den
Vordergrund. Mit dem Gesetz über den
Kündigungsschutz für Mietverhältnisse
über Wohnraum aus dem Jahr 1971 wur-
de die Kündigung zum Zwecke der Miet-
erhöhung ausdrücklich ausgeschlos-
sen. Der Gesetzgeber führte seinerzeit
als Ersatz das ortsübliche Vergleichs-
mietensystem ein. Dessen Rahmenbe-
dingungen schafften damals einen fai-
ren Ausgleich zwischen den Mieter- und
Vermieterinteressen. Sie waren nicht in-
vestitionshemmend und würgten den
Wohnungsbau nicht ab. Das Gesetz
stellte auf tatsächlich gezahlte Mieten
als Obergrenze ab und nicht auf eine
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten
zu ermittelnde Kostenmiete. Die Ver-
gleichsmiete sollte bereits damals nach
den fünf noch heute geltenden Wohn-
wertmerkmalen „Art, Größe, Beschaf-

fenheit, Ausstattung und Lage“ erfol-
gen.
Das Gesetz war auf nur zwei Jahre befris-
tet. Der Gesetzgeber war damals von der
Vorstellung ausgegangen, in dieser Zeit
ein ausreichendes Wohnungsangebot zu
schaffen. Tatsächlich wurden in  nur drei
Jahren dann fast zwei Millionen Woh-
nungen gebaut. Trotz „verschärften“
Mieterschutzes.
Am Zustandekommen des Ersten Woh-
nungskündigungsschutzgesetzes hatte
die Mieterbewegung erheblichen Anteil.
Seit Anfang der 60er Jahre liefen die Mie-
tervereine Sturm gegen die zunehmende
Schutzlosigkeit der Mieter. Der damalige
Mieterbund-Direktor Helmut Schlich
kämpfte mit seinen Mitstreitern auf allen
Ebenen für ein soziales Mietrecht. Hel-
mut Schlich und seit 1967 „Mieten-Pau-
le“, Dr. Paul Nevermann als Präsident

(vorher Hamburgs Erster Bürgermeister),
nutzten die politische Klaviatur. Die Mie-
terbewegung fand Verbündete in der
SPD, den Gewerkschaften und auch in
den Kommunen. Zuständig für das Erste
Wohnraumkündigungsschutzgesetz aus
dem Jahr 1971 war Bundesjustizminister
Gerhard Jahn (SPD), der spätere Mieter-
bund-Präsident. 
Zum 1. Januar 1975 trat das Zweite Wohn-
raumkündigungsschutzgesetz in Kraft. Aus
den befristeten Vorschriften wurde Dauer-
recht. „Sternstunde der Mieter“ titelte da-
mals die MieterZeitung, seit 1952 Sprach-
rohr des Mieterbundes. Das Mietrecht war
zum sozialen Mietrecht geworden.
In den darauffolgenden Jahren wurde
das Mietrecht mehrfach geändert – auch,
um das Mietrecht der ehemaligen DDR
schrittweise in das bundesdeutsche
Mietrecht zu überführen.

Im Blickpunkt

GGeeggeenn  EEnnddee  ddeess  EErrsstteenn  WWeellttkkrriieeggeess  wwaarr  bbeeii  vviieelleenn  ddaass  WWoohhnnuunnggsseelleenndd    ssoo  ggrrooßß,,  ddaassss  ssiicchh                                                                                                die  Regierenden    gezwungen  sahen,  mit  der  Mieterschutzverordnung  von  1917  die  Mieter  vor  dem  Verlust  ihrer    Wohnungen  zu schützen
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Den Mieterschutz prägen heute auch
zwei wichtige Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts. So wurde im Jahr 1989
ausdrücklich das Besitzrecht des Mieters
unter den Eigentumsschutz von Artikel
14 gestellt. 

Mieterschutz ist Daueraufgabe
Die enge Wechselbeziehung zwischen der
jeweils aktuellen Wohnraumversorgung
und der Überarbeitung von Mietrechtsre-
gelungen zieht sich wie ein roter Faden
durch die wechselvolle Geschichte des
Mieterschutzes. Die grundsätzliche Debat-
te zwischen Anhängern der freien Markt-
wirtschaft und Sozialpolitikern über die
Wohnung als Sozialgut und damit über ein
soziales Mietrecht ist nicht beendet. Dabei
geht es nicht mehr um das „Ob“, sondern
vor allen Dingen um das „Wie“. 
Der Schutz des sozialen Mietrechts ist

und bleibt eine Daueraufgabe. Die letzten
100 Jahre lehren uns, dass der Mieter-
schutz immer wieder verteidigt werden
muss. Der Slogan „Ein ausreichendes
Wohnungsangebot ist der beste Mieter-
schutz“ kann das soziale Mietrecht nie er-
setzen. Kündigungsschutz und Regelun-
gen zur Miethöhe gehören zusammen.
„Fertig“ ist das Mietrecht nie. Neue Ent-
wicklungen auf den Wohnungsmärkten
verlangen immer wieder ein Nachjustie-
ren verschiedener Regelungen und Vor-
schriften. Mietpreisexplosionen und die
Verdrängung der Mieter durch Luxusmo-
dernisierungen machen neue Änderun-
gen erforderlich. Wie etwa die Einfüh-
rung einer wirksamen Mietpreisbremse
oder eine effektive Begrenzung von Miet-
erhöhungsmöglichkeiten nach einer Mo-
dernisierung.
100 Jahre nach der ersten Mieterschutz-

verordnung sehen sich Mieter auch noch
im Jahr 2018 gezwungen, für ein besseres
Mietrecht auf die Straße zu gehen. 25.000
Menschen setzten Mitte April mit einer
großen Demonstration in Berlin ein deut-
liches Signal für mehr Mieterschutz. 220
Initiativen und Organisationen, darunter
der Berliner Mieterverein, hatten zu die-
ser Demo aufgerufen. Beim Immobilien-
preisanstieg steht Berlin mittlerweile an
erster Stelle. Am 2. Juni 2018 gingen
8.000 Mieter in Hamburg auf die Straße.
In Berlin und Stuttgart gab jetzt wieder
die ersten Hausbesetzungen. Die Beset-
zer machten so auf den ihrer Meinung
nach spekulativen Wohnungsleerstand
in der Bundeshauptstadt und in der
schwäbischen Metropole aufmerksam.
Es bleibt noch viel zu tun. Der Deutsche
Mieterbund setzt sich auch weiter für ein
Mietrecht ein, das sozial ist und bleibt.

Gegen  Ende  des  Ersten  Weltkrieges  war  bei  vielen  das  Wohnungselend    so  groß,  dass  sich                                                                                                ddiiee  RReeggiieerreennddeenn    ggeezzwwuunnggeenn  ssaahheenn,,  mmiitt  ddeerr  MMiieetteerrsscchhuuttzzvveerroorrddnnuunngg  vvoonn  11991177  ddiiee  MMiieetteerr  vvoorr  ddeemm  VVeerrlluusstt  iihhrreerr    WWoohhnnuunnggeenn  zzuu sscchhüüttzzeenn
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Das Thema ist wichtig. Die Politik ist
gefordert. Das wissen auch die Zu-
ständigen in der Bundesregie-

rung. Fast gleichzeitig griffen Bundes-
kanzlerin Angela Merkel, Innen-, Bau-
und Heimatminister Horst Seehofer und
Justizministerin Katarina Barley das The-
ma auf. Bundeskanzlerin Angela Merkel
wandte sich in einem Podcast an die Bür-
gerinnen und Bürger. Innen-, Bau- und
Heimatminister Horst Seehofer erklärte
sich am bundesweiten Tag der Städteför-
derung. Justizministerin Katarina Barley
(SPD) offenbarte sich der Bild am Sonn-
tag. Gemeinsam ist ihnen die Feststel-
lung: Das Wohnen ist die soziale Frage
unserer Zeit. Auf die Antworten warten
die Mieterinnen und Mieter vergeblich.
Wirklich Greifbares gibt es bisher nicht. 
Schritt für Schritt werde die angekündig-
te Wohnraumoffensive der Bundesregie-
rung nun umgesetzt, verkündet Bundes-
kanzlerin Angela Merkel in ihrem Pod-
cast zum Thema Wohnen. „Ja, wir wollen
in der Tat 1,5 Millionen neue Wohnungen
und Eigenheime bauen“, bekräftigt sie.
Das sei auch dringend notwendig. Dafür
setze der Bund Mittel in Höhe von mehr

als sechs Milliarden Euro ein. Vor allem
die Länder will die Kanzlerin beim sozia-
len Wohnungsbau noch einmal massiv
unterstützen.
Den Familien will die Kanzlerin die Ent-
scheidung abnehmen, Wohneigentum
oder Kinder. Damit Kinder und Wohnei-
gentum zusammenpassen, macht sie
sich für das Baukindergeld stark. Das er-
staunt. Die Behauptung, dass Familien
bisher zwischen Wohneigentum und
Kindern entscheiden müssen, ist neu. 
Die Kanzlerin verspricht, die Mietpreis-
bremse wie im Koalitionsvertrag verein-
bart zu verschärfen. Mietspiegel sollen
standardisiert und transparenter wer-
den. Die Umlagemöglichkeit bei Moder-
nisierungen will sie einschränken.
Das Baukindergeld soll „schon in weni-
gen Wochen“ starten. Das ist wohl die
vordringlichste Botschaft, die der Bau-
und Heimatminister Horst Seehofer los-
werden wollte. Er spricht aber auch über
die Erhöhung der Fördermittel für den
sozialen Wohnungsbau. Beides zusam-
men soll helfen, dass in den nächsten
vier Jahren auch wirklich 1,5 Millionen
Wohnungen gebaut werden. „Es ist der

Die soziale Frage   
unserer Zeit

Die Messlatte
liegt hoch.
1,5 Millionen

Wohnungen will
die große Koalition
in ihrer vierjähri-
gen Amtszeit bau-
en. Das heißt: Jahr
für Jahr müssen
375.000 neue Woh-
nungen fertigge-
stellt werden. Im
letzten Jahr waren
es gerade mal
284.816. 

Die bisherigen Vorschläge reichen bei
weitem nicht, um dieses Ziel zu errei-
chen.
� Das neue Baukindergeld führt nicht
dazu, dass in den Großstädten mehr ge-
baut wird. Einfamilien- und Reihenhäu-
ser, die sich Familien mit normalem Ein-
kommen leisten können, entstehen
nicht im Zentrum der Ballungsräume.
Die Familien bauen draußen auf dem
Land. Für Familien geeignete Eigen-
tumswohnungen lassen sich in der
Stadt auch mit dem neuen Baukinder-
geld kaum finanzieren – zumal zu er-
warten ist, dass das Baukindergeld die
Preise nach oben treibt. 
� Zwei Milliarden Euro wird die Bun-
desregierung den Ländern auch in den
Jahren 2020 und 2021 zur Verfügung
stellen. In diesem Jahr sind es wie im
Vorjahr 1,5 Milliarden Euro. Nächstes
Jahr sind es 500 Millionen Euro weniger.
Statt mehr Sozialwohnungen werden
zukünftig weniger bewilligt werden
können.
Eine Änderung der steuerlichen Ab-
schreibungsmöglichkeiten führt nur
dann zu mehr bezahlbaren Wohnun-
gen, wenn die Mietkosten gedeckelt
werden. Ohne Mietenbegrenzung ste-
cken die Investoren das Steuergeschenk
ein und bauen weiter teuer und exklu-
siv. 
Da muss schon deutlich mehr kom-
men, wenn sich die Bundesregierung
2021 an ihren Versprechen messen las-
sen will.

LLuukkaass  SSiieebbeennkkootttteenn,,
DDiirreekkttoorr  ddeess  
DDeeuuttsscchheenn  

MMiieetteerrbbuunnddeess

Hohe
Messlatte

Kommentar

BBuunnddeesskkaannzzlleerriinn  AAnnggeellaa  MMeerrkkeell  ((CCDDUU))::  WWiirr  wwoolllleenn  
11,,55  MMiilllliioonneenn  nneeuuee  WWoohhnnuunnggeenn  bbaauueenn

JJuussttiizzmmiinniisstteerriinn  KKaattaarriinnaa                        Barley  (SPD):  Gesetzesentwurf  
zzuurr  MMiieettpprreeiissbbrreemmssee  uunndd              zur  Modernisierung  ist  fertig
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beste Schutz für die kleinen Leute und
die Mieter, wenn es ein größeres Woh-
nungsangebot gibt“, so Seehofers Credo. 
Beim Thema Mietpreisbremse und Ver-
ringerung der Modernisierungsumlage
verspricht Justizministerin Katarina Bar-
ley, „aufs Tempo“ zu drücken. Die Preis-
steigerungen, gerade in den Großstäd-
ten, seien teilweise der schiere Wahn-
sinn. Jetzt hat Barley den Referentenent-
wurf eines Mietrechtsanpassungsgeset-
zes erarbeitet und in die Ressortabstim-
mung gegeben, das heißt dem Kanzler-
amt und den anderen Bundesministerien
zugeleitet. Es geht um mehr Transparenz
bei der Mietpreisbremse und um Ein-
schränkungen bei Mieterhöhungen nach
Modernisierungen.

Initiativen fehlen
Ankündigungen, Absichtserklärungen
und Problemanalysen gibt es zuhauf.
Was fehlt, sind konkrete Umsetzungen
und weitere Gesetzesinitiativen. Die Gip-
felgespräche zur Wohnungspolitik An-
fang Mai brachten nichts Neues.
Da sind die Politiker im Berliner Senat
schon weiter. Sie reichten jetzt eine um-
fangreiche Bundesratsinitiative zur Ver-
besserung des Mietrechts ein. „Die Vor-
schläge gehen weit über das hinaus, was
im Koalitionsvertrag auf Bundesebene
vereinbart wurde“, lobt DMB-Direktor
Lukas Siebenkotten. So soll zum Beispiel
der Berechnungszeitraum für die Ver-
gleichsmiete von vier auf zehn Jahre er-

BBaauummiinniisstteerr  HHoorrsstt  SSeeeehhooffeerr  ((CCSSUU))::  DDaass  BBaauukkiinnddeerrggeelldd  
kkoommmmtt  iinn  wweenniiggeenn  WWoocchheenn

Justizministerin  Katarina                        BBaarrlleeyy  ((SSPPDD))::  GGeesseettzzeesseennttwwuurrff  
zur  Mietpreisbremse  und              zzuurr  MMooddeerrnniissiieerruunngg  iisstt  ffeerrttiigg

höht und die Kappungsgrenzen für Miet-
erhöhungen deutlich abgesenkt werden.
Die Berliner Politiker schlagen vor, Ver-
stöße gegen die Mietpreisbremse als Ord-
nungswidrigkeit zu ahnden. Ausnahmen
und Sonderregelungen sollen in der Ver-
ordnung gestrichen werden. Die zeitliche
Befristung der Mietpreisbremse soll auf-
gehoben werden. 
Die Berliner Bundesratsinitiative stellt
Mieter auch bei Modernisierung deutlich
besser. So soll die Modernisierungsumla-
ge von derzeit elf auf sechs Prozent abge-
senkt und zeitlich befristet werden. Miet-
erhöhungen nach Modernisierungen
dürfen höchsten zwei Euro je Quadrat-
meter betragen. Eine soziale Härte soll
dann vorliegen und die Modernisie-
rungsmieterhöhung muss nicht oder nur
teilweise gezahlt werden, wenn die Miet-
belastung (inklusive Nebenkosten und
Heizkosten) 40 Prozent und mehr des
Haushaltsnettoeinkommens ausmacht. 
Mit seiner Bundesratsinitiative macht
das Land Berlin über den Bundesrat nun
Druck auf die Wohnungspolitiker der Ko-
alition, in der Wohnungs- und Mietenpo-
litik endlich Kante zu zeigen und die
dringend notwendigen Beschlüsse zu
fassen. Der Deutsche Mieterbund hofft
nun, dass der Bundesrat sich die Vor-
schläge aus Berlin zu eigen macht und
die Bundesregierung zwingt, die eige-
nen, zum Teil halbherzigen Reforman-
sätze noch einmal gründlich zu überden-
ken.

57.000 Wohnungen gefördert
� Bund und Länder haben im vergange-
nen Jahr mit mehr als drei Milliarden
Euro den Bau und die Modernisierung
von rund 57.000 Sozialwohnungen ge-
fördert. Dies geht aus einem Bericht her-
vor, den Schleswig-Holsteins Innenminis-
ter Hans-Joachim Grote (CDU) als Vorsit-
zender der Bauministerkonferenz an
Bundesminister Horst Seehofer (CSU) am
18. Mai weitergeleitet hat. Davon waren
26.321 Wohnungen geförderte Neubau-
wohnungen mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindung. Das waren fast 2.000
mehr als im Vorjahr. Am 24. Mai antwor-
tete die Bundesregierung auf eine ent-
sprechende Anfrage der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, dass neuere Zahlen
noch nicht vorlägen.

Reicht nicht!
� Die Fertigstellungsraten im Woh-
nungsbau bleiben auch 2017 deutlich
hinter den Erwartungen, vor allem aber
hinter dem aktuellen Bedarf, zurück.
Knapp 285.000 neue Wohnungen wur-
den im letzten Jahr neu gebaut. Das wa-
ren gerade mal 2,6 Prozent oder 7.100
mehr als im Jahr davor. Mit 6,7 Prozent
nahm die Fertigstellungsrate bei Woh-
nungen in Mehrfamilienhäusern jedoch
abermals deutlich zu. Gut 122.000 Woh-
nungen sind in diesem Segment entstan-
den, davon die Hälfte teure Eigentums-
wohnungen. Da mindestens 400.000
neue Wohnungen gebraucht werden,
wächst das Defizit aber weiter.

Machen Sie mit! Unterstützen
Sie unsere Online-Petition des
Deutschen Mieterbundes und

der Deutschen Umwelthilfe zur Sen-
kung der Modernisierungsumlage auf
vier Prozent.
Weitere Informationen finden Sie ab
dem 29. Juni 2018 auf der Internetseite
des DMB: www.mieterbund.de

Unterstützen
Sie unsere

Online-Petition 
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der Erfahrungsaustausch über die Vorge-
hensweise großer Wohnungsunterneh-
men bei der Modernisierung ihres Woh-
nungsbestandes (lesen Sie dazu auch die
Seiten 22 und 23). Die Teilnehmer disku-
tierten und analysierten die aktuelle
Rechtslage sowie die neuesten Urteile
und  deren Auswirkungen auf die Rechts-
beratungspraxis der Mietervereine.

Rund 500 Rechtsberater und Anwäl-
te der örtlichen DMB-Mieterverei-
ne berieten in der Woche nach

Pfingsten auf der Bundesarbeitstagung
des Deutschen Mieterbundes in Fulda
über mietrechtliche Probleme in der Pra-
xis. Die alle zwei Jahre stattfindende
Bundesarbeitstagung ist neben landes-
weiten oder örtlichen Fortbildungsmaß-
nahmen die große zentrale Weiterbil-
dungsveranstaltung der Mieterorganisa-
tion. Auf der Tagung werden die wich-
tigsten wohnungspolitischen, vor allem
mietrechtlichen Fragestellungen in ver-
schiedenen Arbeitskreisen diskutiert.
Namhafte Mietrechtskommentatoren
und -praktiker gaben in verschiedenen
Arbeitskreisen, Foren und Referaten ei-
nen umfassenden Überblick über The-
men wie Modernisierungsmaßnahmen,
Heizkostenabrechnung, Lärm, Mieterhö-
hung nach Modernisierung und Kündi-
gung. Ein Schwerpunktthema war auch

Erfahrungsaustausch 
in Fulda In weiteren Arbeitskreisen wurden woh-

nungspolitische und Verbandsthemen
behandelt. Dabei ging es unter anderem
um Fragen der sozialen Wohnraumför-
derung, die Kommunikation in der Bera-
tungspraxis und die Öffentlichkeitsar-
beit. Im Blickpunkt standen auch das
Vereinsrecht und die Mitgliederverwal-
tung.
Zum Auftakt der Bundesarbeitstagung be-
richtete Gerd Billen, Staatssekretär im
Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz, über die aktuellen miet-
rechtlichen Reformvorhaben (lesen Sie da-
zu auch die Seiten 12 und 13). Danach dis-
kutierten Dr. Ingrid Vogler, Bundesver-
band deutscher Wohnungs- und Immobi-
lienunternehmen (GdW), Barbara Metz,
Deutsche Umwelthilfe (DUH), und Ulrich
Ropertz, Deutscher Mieterbund (DMB),
unter der Leitung von DMB-Direktor Lukas
Siebenkotten über die sozialverträgliche
Umsetzung der Klimaschutzziele.

DDiisskkuuttiieerrtteenn  üübbeerr  ddiiee
ssoozziiaallvveerrttrräägglliicchhee  

UUmmsseettzzuunngg  ddeerr  
KKlliimmaasscchhuuttzzzziieellee

bbeeiimm  WWoohhnneenn  ((vv..  ll..))::
UUllrriicchh  RRooppeerrttzz,,  DDeeuutt--

sscchheerr  MMiieetteerrbbuunndd
((DDMMBB)),,  BBaarrbbaarraa  MMeettzz,,  

DDeeuuttsscchhee  UUmmwweelltthhiillffee
((DDUUHH)),,  DDMMBB--BBuunnddeess  --

ddiirreekkttoorr  LLuukkaass  SSiieebbeenn--
kkootttteenn  uunndd  DDrr..  IInngg..
IInnggrriidd  VVoogglleerr,,  BBuunn--

ddeessvveerrbbaanndd  ddeeuuttsscchheerr  
WWoohhnnuunnggss--  uunndd  

IImmmmoobbiilliieenn  --
uunntteerrnneehhmmeenn  ((GGddWW))

GGeerrdd  BBiilllleenn,,
SSttaaaattsssseekkrreettäärr
iimm  BBuunnddeessmmii--
nniisstteerriiuumm  ddeerr
JJuussttiizz  uunndd  ffüürr
VVeerrbbrraauucchheerr--
sscchhuuttzz,,  sstteellllttee
ddiiee  aakkttuueelllleenn
mmiieettrreecchhttllii--
cchheenn  RReeffoorrmm--
vvoorrhhaabbeenn  vvoorr

AAuuffmmeerrkkssaammee
ZZuuhhöörreerr  bbeeii
ddeerr  AAuuffttaakkttvveerr--
aannssttaallttuunngg
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Städte wachsen – 
Landkreise schrumpfen

Die Bevölkerungsentwicklung in
Deutschland verläuft regional
sehr unterschiedlich. Der generel-

le Trend: Die Metropolen und ihr Um-
land wachsen, die schwach besiedelten
Regionen verlieren weiter. Das stellte
jetzt das Bundesinstitut für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR) in einer
neuen Studie fest. 
Deutliche Zuwachsraten haben vor al-
lem die 66 Großstädte zu verzeichnen.
Zwischen 2010 und 2016 legte die Ein-
wohnerzahl in diesen Städten zusam-
men um 1,3 Millionen Einwohner zu. Das
ist ein Plus von 4,9 Prozent. Zwischen
2000 und 2010 waren in diesen Groß-
städten lediglich 240.000 Personen da-
zugekommen. 
Besonders hoch fiel der Zuwachs in Leip-
zig (plus 13,7 Prozent), Darmstadt (plus
11,4 Prozent), Münster (plus 10,8 Prozent)
und Frankfurt am Main (plus 10,7 Prozent)
aus. Starke Zuwächse verzeichnete auch
das jeweilige Umland der sieben größten
deutschen Städte. In den an München an-
grenzenden Landkreisen zählten die Sta-
tistiker für den Zeitraum 2010 bis 2016 rund
acht bis neun Prozent mehr Bewohner.
Unterschiedlich sieht es in den ländli-
chen Kreisen aus. Bei rund der Hälfte gab
es ein Plus. Einige der ohnehin schon
dünn besiedelten Landkreise verloren
aber weiter Einwohner. Besonders deut-
lich war der Rückgang mit sechs Prozent
in einigen östlichen Regionen wie Mans-
feld-Südharz und Anhalt-Bitterfeld in
Sachsen-Anhalt sowie im thüringischen
Altenburger Land. Auch in ländlichen
Kreisen in den alten Ländern schrumpfte
die Bevölkerung, wenngleich nicht so
stark. Beispielhaft stehen dafür die
Landkreise Wunsiedel in Bayern (minus
4,3 Prozent), Cochem in Rheinland-Pfalz
(minus 3,8 Prozent) und Holzminden in
Niedersachsen (minus 3,3 Prozent).
Die Bevölkerungsentwicklung und die Al-
tersstruktur der Regionen hängen eng zu-
sammen. Die Großstädte profitieren vom
Zuzug junger Bevölkerung. Das Durch-
schnittsalter liegt inzwischen bei 42,4 Jah-
ren. In ländlichen Kreisen ist die Bevölke-

rung im Schnitt dagegen 45,2 Jahre alt. Am
jüngsten ist die Bevölkerung in den Uni-
versitätsstädten Heidelberg (39,7 Jahre)
und Freiburg (39,9 Jahre). Ein niedriges
Durchschnittsalter ermittelten die Statis-
tiker auch in einigen Umlandkreisen der
Metropolen, etwa in Freising (40,6 Jahre)
und in Erding bei München (41,5 Jahre)
oder in Tübingen bei Stuttgart (40,7 Jah-

re). Das liegt vor allem auch daran, dass
viele Familien mit ihren Kindern im enge-
ren Umland der Metropolen wohnen. In
den dünn besiedelten Regionen ist die Be-
völkerung im Durchschnitt dagegen deut-
lich älter. Das Durchschnittsalter in den
Landkreisen Mansfeld-Südharz ist mit
49,3 Jahren und in Wittenberg mit 48,9
Jahren besonders hoch. 
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Entschuldigung erst nach Protest

��  DDüüsssseellddoorrff  -- Der Mieterverein Düssel-
dorf präsentierte sich zum dritten Mal am
Tag der Arbeit zusammen mit rund 70
weiteren Vereinen, Verbänden, Parteien
und Gewerkschaften mit einem eigenen
Stand auf dem Johannes-Rau-Platz am
Rheinufer unterhalb der Kniebrücke.
Etwa 2.500 Gewerkschafter nahmen an der
zentralen Kundgebung teil. Zahlreiche

��  NNeeuuwwiieedd  -- Der Mieterbund Mittelrhein
und die Gemeindliche Siedlungs-Gesell-
schaft Neuwied (GSG) wollen ein gutes
Miteinander. „Wir sind uns unserer sozia-
len Aufgabe als kommunale Wohnungs-
gesellschaft sehr bewusst“, erklärte der
Geschäftsführer der GSG, Carsten Boberg,
in einem Gespräch mit dem 1. Vorsitzen-
den des Mieterbundes Mittelrhein, Die-
trich G. Rühle. Das Unternehmen wolle
dazu beitragen, in Neuwied ein bezahlba-
res Wohnungsangebot zu fördern. Vor al-
lem im unteren Preissegment, das für ge-
ringe Einkommen noch bezahlbar ist,
werde die Luft dünn, erklärte der Mieter-
vereinschef. 

Auf gute Zusammenarbeit

Hohes Risiko

Weniger Baugenehmigungen 
in NRW

Dank für 30 Jahre Mitarbeit
��  HHaannaauu  -- Der Vorsitzende des Mieterbundes Hanau,
Hans-Egon Heinz, überraschte seine ehemalige 2. Vor-
sitzende Karin Weiß mit einem Blumenstrauß für ihre
jahrzehntelangen treuen Dienste als Mitarbeiterin des
Mieterbundes Hanau an ihrem Arbeitsplatz. Überrascht
und sehr erfreut dankte sie dem Vorsitzenden für seine
lieben Worte an ihrem „Jubiläumstag“. Der Vorsitzende
Heinz sagte dazu wörtlich: „Sie waren mir immer eine
treue, zuverlässige Kollegin, die alle Höhen und Tiefen
eines Vereinslebens mitgetragen und mitertragen hat.
Vielen Dank für das unermüdliche Engagement!“

��  Die Zahl der Baugenehmigungen für
Wohnungen ist in Nordrhein-Westfa-
len, dem einwohnerstärksten Bundes-
land, im vergangenen Jahr deutlich ge-
sunken. Insgesamt sind rund 52.500
Wohnungen zum Bau freigegeben wor-
den und damit 14.000 weniger als im
Vorjahr, so das Statistische Landesamt.
Dies bedeute ein Minus von mehr als 21
Prozent.

��  SSttuuttttggaarrtt  --„Eine Entschuldigung gegen-
über den betroffenen Mietern wäre ange-
bracht“, schrieb Mietervereinschef Rolf
Gaßmann an den Vorstand von Vonovia,
weil dieser seinen Mietern widerrechtlich
mit Räumungsklagen drohte. Dabei hat-
ten die Mieter nur Einwände gegen fal-
sche Betriebskostenabrechnungen erho-
ben. Wie Vonovia-Mieter es leidvoll ge-
wohnt sind, reagierte die Wohnungsge-
sellschaft auf das Schreiben des Mieter-
vereins Stuttgart drei Wochen lang nicht.
Erst nachdem Mietervereinschef Gaß-
mann die skandalösen Vermieterprakti-

Mieterverein bei Maikundgebung
SSaacchhkkuunnddiiggee  BBeerraattuunngg  uunntteerr  aannddeerreemm  dduurrcchh  ddiiee  JJuurriissttiinn  CChhrriisstteell  ZZeerrhhuusseenn--RRiicchheerrtt  

((hhiinntteenn  MMiittttee))  uunndd  ddeenn  11..  VVoorrssiittzzeennddeenn  HHaannss--JJoocchheemm  WWiittzzkkee  ((22..  vv..  rr..))

Vertreterinnen und Vertreter aus Politik
und Gesellschaft, Betrieben und Verwal-
tungen trafen sich nach einem Demonstra-
tionszug auf dem Kundgebungsplatz.
Für den Mieterverein Düsseldorf hat sich
die Teilnahme gelohnt. Etliche Besucher
lernten die Arbeit des Vereins kennen. Ei-
nige traten noch am Stand oder kurz da-
nach in den Verein ein.

MMiieetteerrvveerreeiinnsscchheeff  DDiieettrriicchh  GG..  RRüühhllee  uunndd
GGSSGG--GGeesscchhääffttssffüühhrreerr  CCaarrsstteenn  BBoobbeerrgg  ((vv..  ll..))

��  Alleinerziehende haben in Thüringen
das höchste Hartz-IV-Risiko. Mehr als 30
Prozent sind auf die Unterstützung ange-
wiesen. Außerdem nimmt die Zahl der Fa-
milien, die Hilfe benötigen, mit der Zahl
der Kinder deutlich zu. So haben 42,9 Pro-
zent der Alleinerziehenden mit zwei und
mehr Kindern Anspruch auf Hartz IV. 

ken in der Presse anprangerte, gab Vo-
 novia klein bei: Das nicht mehr erlaubte
Umlageausfallwagnis wurde der Mieterin
gutgeschrieben, ebenso die überhöhten
Gartenpflegekosten. Zudem räumte Vo -
novia ein, „der ermittelte Warmwasserver-
brauch ist nach Prüfung nicht korrekt“.
Insgesamt erhielt die Mieterin 352 Euro zu
viel berechnete Betriebskosten gutge-
schrieben. „Wir bitten Frau F. für die ent-
standenen Unannehmlichkeiten viel-
mals um Entschuldigung“, schrieb Vo-
novia und kam auch damit der Forderung
des Mietervereins nach.

DDeerr  11..  VVoorrssiittzzeennddee  HHaannss--EEggoonn
HHeeiinnzz  ddaannkktt  sseeiinneerr  SStteellllvveerrttrree--

tteerriinn  KKaarriinn  WWeeiißß
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Mieterbund Esslingen feiert
100 Jahre

��  EEsssslliinnggeenn  -- „Wohnen muss sicher und
bezahlbar sein“ lautet seit 100 Jahren das
Leitmotiv des Deutschen Mieterbundes
Esslingen-Göppingen. Wie 1918 in der
Mangelsituation am Ende des Ersten

Weltkrieges haben 2018 viele
Haushalte große Probleme,
sich mit angemessenem und
bezahlbarem Wohnraum zu
versorgen. Damals wie heute
brauchen Mieterinnen und
Mieter einen starken und zuver-
lässigen Partner, der sich für ei-
ne gerechte Wohnungspolitik
und ein soziales Mietrecht ein-
setzt und bei individuellen
Wohnungsproblemen kompe-
tente Unterstützung bietet.
Der Deutsche Mieterbund Ess-
lingen-Göppingen hat sich in
den 100 Jahren zu einem star-
ken Interessenvertreter und zu
einem zeitgemäßen, professio-

nell arbeitenden Dienstleister entwickelt.
Den rund 7.000 Mitgliedshaushalten ste-
hen Beratungsstellen in Esslingen, Göp-
pingen, Geislingen, Kirchheim, Nürtin-
gen und Ostfildern zur Verfügung.

Mieterverein lehnt erneute 
Erhöhung ab

��  BBoonnnn  -- Unter dem Motto „Schluss mit
Bonnopoly – Bonn gehört uns“ hatten
zahlreiche Initiativen und der Mieter-
bund Anfang Mai zu einer Demonstration
aufgerufen. Bernhard von Grünberg, Vor-
sitzender des Mieterbundes Bonn, stellte
in seiner Rede die verfehlte Wohnungs-
politik an den Pranger. Durch die Privati-
sierung öffentlich finanzierter Wohnun-
gen und zu wenig Neubau von Sozial-
wohnungen habe die Stadt die Misere am
Wohnungsmarkt mitverschuldet. 
Bonn sei eine wachsende Stadt. „Es muss
also gebaut werden, vor allem Wohn-
raum für breite Schichten“, forderte von
Grünberg. Wer das verhindere, huldige
dem Sankt-Florians-Prinzip. Bonn dürfe
keine Stadt nur für Wohlhabende wer-
den. Werde Wohnraum für Bürger mit
niedrigem und mittlerem Einkommen in
Bonn unerschwinglich, müssten sie weg-
ziehen. Das bedeute noch mehr Berufs-
pendler, die Mensch und Umwelt belaste-
ten – dauerhaft und weit mehr als der Bau
neuer Wohnungen.

��  KKoonnssttaannzz  -- Vonovia modernisiert. Für
die 260 Mieter aus Konstanz wird das teu-
er. Den Mietern in den ehemaligen Woh-
nungen der Landesbank Baden-Württem-
berg drohen Mieterhöhungen von 25 bis
50 Prozent der Kaltmiete. Zuvor drohen
Staub, Lärm und tagelang kein Wasser.
Der Mieterbund Bodensee lud die betrof-
fenen Mieter zu einer Informationsveran-
staltung ein. Eine Mieterinitiative bildete
sich. Sie laufen dagegen Sturm. Die Initia-
tive hat auch eine eigene Website:
www.mieter-wehren-sich.de

Vonovia schlägt in Konstanz zu

Bürgerprotest vor dem Rathaus
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RReeggee  DDiisskkuussssiioonn  ggaabb  eess  bbeeii  ddeerr  MMiieetteerrvveerr--
ssaammmmlluunngg  ddeess  BBooddeennsseeee--MMiieetteerrvveerreeiinnss

��  GGiieeßßeenn  -- Der Mieterverein Gießen lehnt
die erneute Gebührenerhöhung für Was-
ser und Abwasser ab. In der Erhöhung der
Grundgebühr bei Frischwasser monat-
lich von 12,62 auf 15,67 Euro und bei Ab-
wasser von 10,00 auf 16,50 Euro sieht der
Vorsitzende des Mietervereins Gießen,
Stefan Kaisers, neue finanzielle Belastun-
gen auf die Gießener Bürger zukommen.
Dabei zahlten sie heute in Relation zu an-

deren hessischen Städten gleicher Größe
auffallend hohe kommunale Gebühren,
Abgaben und Steuern. Beim Abwasser
würde ein vierköpfiger Haushalt dem-
nächst eine Jahresgebühr von knapp 470
Euro bezahlen müssen, beim Frischwas-
ser seien es knapp 370 Euro. Zusammen
macht dies 840 Euro aus. „Kein Pappen-
stiel“, so Stefan Kaisers. Kritik übte er in
diesem Zusammenhang daran, dass sich
die Stadt unbemerkt von der Öffentlich-
keit im Jahr 2017 von den Mittelhessi-

schen Wasserbetrieben (MWB) 1,8 Millio-
nen Euro Gewinnausschüttung auszah-
len ließ, 300.000 Euro mehr als im Vor-
jahr. 



Social Media

Bezahlbaren Wohnraum
schaffen und erhalten

D
ie steigenden Mieten führen dazu, dass sich viele Menschen ih-
re Wohnung und oft auch ihre Stadt nicht mehr leisten können.
Mieterbund-DirektorLukasSiebenkottenhältdasThemaWoh-

nenfürdiewichtigstesozialeFragedernächstenZeit.DieBundesregie-
rungmüssesichdeshalbmitausreichendenfinanziellenMittelnander
Schaffung bezahlbaren Wohnraums beteiligen, fordert er. Auch eine
Recherche des Deutschen Mieterbundes, wie sehr Vonovia das Thema
Modernisierung nutzt, um Rendite auf Kosten der Mieter zu machen,
führtzuzahlreichenMedienbeiträgen.HiereineAuswahl.Immeraktu-
ell informieren wir Sie unter https://www.facebook.com/DMBMieter-
bund/ und https://twitter.com/DMBMieterbund
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oder wirtschaftlicher Verwertung kündi-
gen. Diese Kündigungssperrfrist kann
von den Bundesländern für Städte mit er-
höhtem Wohnungsbedarf auf bis zu zehn
Jahre verlängert werden.
In Baden-Württemberg gilt in 44 Städten
und in Hessen in 28 Städten eine fünfjäh-
rige Kündigungssperrfrist. In Berlin,
Hamburg und 133 Städten Bayerns be-
trägt sie zehn Jahre. In Nordrhein-Westfa-
len haben vier Städte eine achtjährige
und 33 Städte eine fünfjährige Kündi-
gungssperrfrist.
Will der neue Eigentümer wegen Eigen-
bedarfs oder wirtschaftlicher Verwertung
kündigen, muss er zunächst diese Sperr-
fristen abwarten. Dann kann er, wenn er
zum Beispiel tatsächlich Eigenbedarf hat,
kündigen. Er muss dann aber die regulä-
ren Kündigunsfristen auch noch einhal-
ten.
Wichtig: Vorkaufsrecht und Kündigungs-
sperrfristen gelten nur, wenn die Woh-
nung tatsächlich „umgewandelt“ wurde.
Ist der Mieter dagegen von Anfang an in
eine Eigentumswohnung gezogen, hat er
diesen besonderen Mieterschutz nicht.

Wird das Mietshaus nach Einzug
des Mieters nachträglich in Ei-
gentumswohnungen umge-

wandelt, ändert sich an der Wohnung
selbst nichts. Auch die alten Mietverträge
gelten wie bei jedem anderen Haus- oder
Wohnungsverkauf weiter.
So weit die Theorie. In der Praxis erhöht
sich aber das Kündigungsrisiko für die
betroffenen Mieter erheblich. Denn häu-
fig kauft der Erwerber die Eigentumswoh-
nung gerade deshalb, weil er dort selbst
wohnen will oder weil er darauf speku-
liert, die Wohnung im unvermieteten Zu-
stand teuer weiterverkaufen zu können.
Aus diesem Gründen sind Mieter einer
umgewandelten Eigentumswohnung be-
sonders geschützt:
� Vorkaufsrecht: Betroffene Mieter ha-
ben ein gesetzliches Vorkaufsrecht. Das
bedeutet, der alte Eigentümer muss ih-
nen die Wohnung zum Kauf anbieten.
Mieter müssen sich nicht sofort entschei-
den. Sie sollten sich nicht von einem un-
ter Umständen zunächst überhöhten
Angebot bluffen oder unter Druck setzen
lassen. Sie können und sollten abwar-
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ten, bis der alte Eigentümer mit einem
Kaufinteressenten einen Kaufvertrag ab-
geschlossen hat. Sie müssen dann über
den Inhalt dieses Kaufvertrages infor-
miert werden. Dann können sie inner-
halb von zwei Monaten zu den im Kauf-
vertrag zwischen altem Eigentümer und
Käufer formulierten Bedingungen und
zu dem dort ausgehandelten Preis selbst
kaufen. Dazu genügt es, den bisherigen
Vermieter schriftlich zu informieren,
dass von dem Vorkaufsrecht Gebrauch
gemacht wird. Wird der Mieter über den
Verkaufsfall nicht informiert und verei-
telt der Vermieter so das Vorkaufsrecht
des Mieters, hat der Mieter Schadenser-
satzansprüche (BGH VIII ZR 51/14; BGH
VIII ZR 281/15).
Verkauft der bisherige Eigentümer die
Wohnung an einen Familienangehörigen
oder einen Angehörigen seines Haus-
halts, gilt das Vorkaufsrecht nicht.
� Kündigungssperrfrist: Hat der Mieter
sein Vorkaufsrecht nicht genutzt oder
wollte er seine Wohnung nicht erwerben
und hat ein Dritter sie gekauft, darf dieser
drei Jahre lang nicht wegen Eigenbedarfs

Mieterschutz nach Umwandlung
DDiiee  MMiieetteerr  mmaacchheenn  mmoobbiill,,  wwiiee  hhiieerr  bbeeiimm  zzwweeiitteenn  BBeerrlliinneerr  IImmmmoobbiilliieennkkoonnggrreessss  iinn  ddeerr  FFrriieeddrriicchhssttrraaßßee  iinn  BBeerrlliinn  ggeeggeenn  sstteeiiggeennddee  MMiieetteenn,,
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Schadensersatzansprüche
� Ein Vermieter kann sofort Schadenser-
satz wegen einer Schädigung der Mietsa-
che fordern, ohne dem Mieter vorher eine
Frist zur Beseitigung der Schäden gesetzt
zu haben, entschied der Bundesgerichts-
hof (BGH VIII 157/17). Nach Beendigung
des Mietverhältnisses hatte der Vermieter
Schadensersatz in Höhe von 5.171 Euro ge-
fordert wegen eines vom Mieter zu verant-
wortenden Schimmelbefalls in mehreren
Räumen, wegen mangelnder Pflege der
Badezimmerarmaturen und eines Lack-
schadens an einem Heizkörper sowie we-
gen eines daraus resultierenden fünfmo-
natigen Mietausfalls. 
Der Bundesgerichtshof bestätigte den
Schadensersatzanspruch des Vermie-
ters. Beruht die Beschädigung der Miet-

sache darauf, dass der Mieter die Woh-
nung nicht schonend und pfleglich be-
handelt hat, kann der Vermieter nach
seiner Wahl entweder Schadensbeseiti-
gung oder Schadensersatz, das heißt
Geld, fordern. Der Vermieter muss keine
Frist zur Schadensbehebung setzen. An-
ders, wenn der Mieter seine Pflicht zur
Vornahme von Schönheitsreparaturen
gar nicht oder nur schlecht erfüllt hat.
Dann muss der Vermieter seinem Mieter
grundsätzlich die Gelegenheit geben, die
notwendigen Schönheitsreparaturen
durchzuführen. Er muss eine entspre-
chende Frist setzen.

Stillschweigende Zustimmung
� Die Zustimmung zur Mieterhöhung
auf die ortsübliche Vergleichsmiete

durch schlüssiges Verhalten, also Zah-
lung der geforderten Mieterhöhung,
reicht aus. Der Vermieter hat keinen An-
spruch auf eine schriftliche Zustimmung
(BGH VIII ZB 74/16). Hier hatte der Ver-
mieter zum 1. Februar die Miete erhöht
und dann, weil er die geforderte schriftli-
che Zustimmungserklärung des Mieters
nicht erhalten hat, im April auf Zustim-
mung zur Mieterhöhung geklagt. Der
Mieter hatte aber die Mieterhöhung be-
reits für die Monate Februar, März und
April pünktlich gezahlt. Der Bundesge-
richtshof stellte jetzt klar, dass der Mie-
ter der Mieterhöhung bereits vor Einrei-
chung der Klage stillschweigend wirk-
sam zugestimmt hatte, weil er die gefor-
derte Mieterhöhung dreimal in Folge
vorbehaltlos gezahlt hatte. Eine schriftli-
che Erklärung könne der Vermieter nicht
verlangen, eine entsprechende Form-
vorschrift gebe es im Gesetz nicht.

Vermieter muss an 
Jobcenter zurückzahlen
� Zahlt das Jobcenter versehentlich
nach Beendigung des Mietverhältnisses
noch eine Monatsmiete an den Vermie-
ter, kann es die Mietzahlung direkt vom
Vermieter zurückfordern. Das Jobcenter
muss sich nicht an den Mieter halten,
dem es die Miete gezahlt hat, entschied
der Bundesgerichtshof (BGH VIII ZR
39/17). Hier erfolgten auf Antrag des Mie-
ters die Mietzahlungen durch das Job-
center unmittelbar an den Vermieter. Ob-
wohl das Mietverhältnis zum 31. Juli en-
dete und der Mieter am 24. Juli einen
Mietvertrag über eine neue Wohnung
beim Jobcenter eingereicht hatte, über-
wies das Jobcenter versehentlich noch
die August-Miete an den Vermieter. Der
weigerte sich, die Miete zurückzuzahlen.
Letztlich sei die Mietzahlung durch den
Mieter erfolgt und dem gegenüber stün-
den noch verschiedene Forderungen
aus, die er jetzt mit der Mietzahlung ver-
rechnen wollte. Der Bundesgerichtshof
erklärte, der Vermieter müsse die Miete
zurückzahlen. Der korrekte Weg sei ei-
gentlich, dass der Mieter das Geld vom
Vermieter zurückfordern müsse und das
Jobcenter dann die Miete vom Mieter ver-
langen könne. Hier aber sei dem Vermie-
ter von Anfang an klar gewesen, dass er
nur versehentlich die August-Miete er-
halten habe, weil das Mietverhältnis
schon beendet war. 

Neues vom 
Bundesgerichtshof

JJuussttiittiiaa  mmiitt  WWaaaaggee  uunndd  SScchhwweerrtt,,    aauuffggeennoommmmeenn  iinn  GGöörrlliittzz    
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Kurzurteile 

Eigenbedarf
� Enthält der Mietvertrag eine Klausel,
wonach Eigenbedarfs- und Verwertungs-
kündigungen für „Jahre“ ausgeschlos-
sen sind, ohne dass der Ausschluss zeit-
lich begrenzt wird, sind Eigenbedarfs-
und Verwertungskündigungen für die
gesamte Dauer des Vertragsverhältnis-
ses ausgeschlossen (LG Berlin – 65 S
175/17, GE 2018, 54).

Kündigung
� Die Störung des Hausfriedens durch
Lärm und Gewalt gegen Mitbewohner
sowie die Beleidigung und massive Be-
drohung von Nachbarn rechtfertigt die
fristlose Kündigung durch den Vermie-
ter (AG München – 474 C 18956/16, WuM
2018, 84).

Rauchwarnmelder
� Die Verweigerung des Zutritts für den
Vermieter oder dessen Beauftragte
zwecks Überprüfung und Wartung von
Rauchwarnmeldern ist wegen der damit
einhergehenden Gefährdung der Mietsa-
che und der Mitbewohner des Objekts ei-
ne schwerwiegende Vertragsverletzung,
die den Vermieter zur fristlosen Kündi-
gung berechtigt  (LG Konstanz – A 11 S
83/17, WuM 2018, 201).

Betriebskosten
� Eine „Notdienstpauschale“ ist nicht
über die Nebenkosten auf die Mieter um-
legbar, da die Kosten für die Einrichtung
eines Notdienstes den Verwaltungskos-
ten zuzuordnen sind (AG Charlottenburg
– 215 C 311/17, WuM 2018, 208).

Nutzungsentschädigung
� Ein zwar vor Beendigung des Mietver-
hältnisses bestehender, aber erst danach
dem Vermieter angezeigter Mangel führt
nicht zu einer Minderung der vom Mieter
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Schützen Sie sich und Ihre 
Familie vor Kohlenmonoxid!

UNBESCHWERT 
 DURCHATMEN
Familie vor Kohlenmonoxid!

Anzeige

geschuldeten Nutzungsentschädigung
(LG  Krefeld – 2 S 65/16, GE 2018, 197).

DSL
� Der Vermieter ist verpflichtet, zur Frei-
schaltung eines DSL-Anschlusses Zu-
gang zum Telefon-Hausverteiler zu ge-
währen. Wird der Zugang vom Vermieter
verhindert, ist wegen des fehlenden In-
ternetanschlusses ein Mietmangel anzu-
nehmen, der eine Minderung von fünf
Prozent rechtfertigt (AG Wedding – 15a C
99/16, GE 2018, 199).
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Nach dem Gesetz kann Vonovia wie
alle Vermieter elf Prozent der Mo-
dernisierungskosten auf die Jah-

resmiete aufschlagen - dauerhaft, das
heißt zeitlich unbefristet. Folge sind Miet-
steigerungen bis zu 80 Prozent, Mieterhö-
hungen, die bis zu siebenmal höher aus-
fallen als die von Vonovia großzügig
prognostizierten Heizkostenersparnisse.
Der Umfang der Mieterhöhungen, die ge-
fordert werden dürfen, hängt nicht zu-
letzt von der Höhe der Modernisierungs-
kosten ab und von der Frage, wie viel In-
standhaltung und Instandsetzung in den
jeweiligen Modernisierungsmaßnahmen
steckt. Diese – fiktiven – Kosten müssen
aus den Kosten der Modernisierungs-
baumaßnahme herausgerechnet wer-
den.
Beispiel Heizungsmodernisierung: Ist der
Austausch einer 33 Jahre alten Heizung,
die über kurz oder lang sowieso repariert
oder erneuert werden müsste, tatsächlich
eine Modernisierung? Wenn ja, dann
muss auf jeden Fall ein angemessener Ab-
zug für eingesparte Instandhaltungen
vorgenommen werden. Soweit Vonovia
Abzüge von zwei bis drei Prozent vor-
nimmt, ist das nicht angemessen.
Ähnliche Fragen tauchen beim Austausch
von teilweise beschädigten und verrotte-
ten Fenstern auf, bei der Erneuerung von

Ein Großvermieter 
modernisiert

Mietrecht

Haus- oder Wohnungseingangstüren, bei
der Fassadendämmung usw.

Weitere Streitpunkte mit Vonovia
Die Kosten der Einzelmaßnahmen wer-
den nur unzureichend dargelegt. Die
Auswirkungen auf den Heizkostenbedarf
werden nur pauschal berechnet. In kei-
nem Fall führt eine energetische Moder-
nisierung trotz behaupteter Einsparun-
gen zu einer Senkung der monatlichen
Heizkostenvorauszahlungen. Auch an ei-
ner plausiblen Darstellung, wie die Ge-
samtmodernisierungskosten des Hauses

auf die einzelnen Wohnungen und Miet-
parteien verteilt werden, fehlt es häufig.
Mieterhöhungen, die keine nachvollzieh-
bare Berechnung des Erhöhungsbetrages
enthalten, die den Aufteilungsschlüssel
der Gesamtkosten auf die Wohnung nicht
hinreichend erläutern oder keine nach-
vollziehbaren Angaben zu den abgesetz-
ten Kostenanteilen für Instandhaltung
und Instandsetzung beinhalten, sind un-
wirksam.

Modernisierungsankündigungen

Nach dem Gesetz muss der Vermieter

Vonovia, Deutschlands mit Abstand größtes 
Wohnungsunternehmen, verdient ausgezeichnet. 2017 stiegen

die Mieteinnahmen um 4,2 Prozent. Vor allem Modernisie-
rungsmaßnahmen lohnen sich. Der Deutsche Mieterbund hat 

verschiedene Modernisierungsankündigungen und 
anschließende Mieterhöhungen nach Abschluss der 

Maßnahmen unter die Lupe genommen

VVoonnoovviiaa--MMooddeerrnniissiieerruunnggsspprroojjeekktt  iinn  DDrreessddeenn::  HHaauuss  SStteerrnnppllaattzz  1155
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Beispiel 1: Mieterhöhung nach Modernisierung 

Beispiel 2: Modernisierungsankündigungen 

� Totilastraße, 44369 Dortmund 
� Mehrfamilienhaus, 10 Wohnungen, 425,84 qm 
� Mieterwohnung: 40,32 qm 
� Mieterhöhung am 26. April 2018 
� Bisherige Miete: 171,58 Euro 
� Mieterhöhung aufgrund Modernisierung: 137,50 Euro (= 3,41 Euro/qm = 80 %) 
� Neue Miete: 309,08 Euro 
� Prognostizierte Heizkostenersparnis: 50 % = 0,48 Euro/qm 
� Die bisherigen Heizkostenvorauszahlungen werden nicht reduziert. Vonovia fordert 

weiterhin, wie vor der Modernisierung, 42 Euro monatliche Vorauszahlungen. 

Vorgenommene Modernisierungsmaßnahmen: 
� Wärmedämmung der Außenwände / Fassaden 
� Wärmedämmung des Daches / im Dachbereich 
� Wärmeschutzverglasung 
� Einbau wärmegedämmter Dachflächenfenster 
� hydraulischer Abgleich 
� Anbau einer Balkonanlage 
Sonstige Anmerkungen:
Öffentliche Fördermittel (KfW) in Form eines Tilgungszuschusses in Anspruch genommen.

� Friedhofstraße, 70191 Stuttgart 
� Mehrfamilienhaus, 4.695 qm Wohnfläche 
� Mieterwohnung: 52,80 qm 
� Bisherige Miete: 9,03 Euro/qm
� Modernisierungsankündigung am 8. März  2018 
� Modernisierungsdauer: 37 Wochen 
� Voraussichtliche Mieterhöhung: 236,40 Euro = 4,48 Euro/qm = 50 % Mieterhöhung
� Prognostizierte Heizkostenersparnis: über 50 % = 0,30 Euro/qm

Modernisierungsmaßnahmen: 
� Wärmedämmung der Außenwände / Fassaden 
� Wärmedämmung an den Kellerdecken 
� wärmegedämmte Kunststofffenster in den Treppenhäusern 
� wärmegedämmte Kunststofffenster in den Wohnungen 
� Einbau Aluminiumtür mit Wärmeschutzverglasung 
� Wärmedämmung Flachdach 
� hydraulischer Abgleich 
� Einbau von Rollläden 
� Einbau von Wohnungseingangstüren mit verbessertem Schall-, Wärme-, 

Brand- und Einbruchsschutz 
� Erneuerung der Elektrosteigleitungen im Treppenhaus 
� Einbau von Feuerschutztüren zu Kellerräumen und zum Dachraum

mindestens drei Monate vor Beginn der
Modernisierungsmaßnahme die Mieter
schriftlich informieren über die Art der
geplanten Modernisierung, den voraus-
sichtlichen Umfang der Arbeiten, den
voraussichtlichen Beginn und die Dauer
der Maßnahme sowie die zu erwartende
Mieterhöhung und die voraussichtli-
chen künftigen Betriebskosten.
Die Modernisierungsankündigungen von
Vonovia sind „seitenstark“, also mitunter
sehr umfangreich. Vielfach enthalten sie
aber nur immer wiederkehrende Text-
bausteine mit allgemein gehaltenen In-
formationen. Der Beginn und die voraus-
sichtliche Dauer der Einzelmaßnahmen
werden in diesen Fällen nicht mitgeteilt.
Der Instandhaltungsanteil wird pauschal
angegeben, der konkrete Zustand in den
Mietwohnungen spielt dabei keine Rolle.
Die prognostizierte Heizkostenersparnis
wird oft großzügig ermittelt. Sie liegt na-
hezu immer zwischen 50 und 60 Prozent
der bisherigen Heizkosten und macht
zwischen 0,29 und 0,45 Euro pro Qua-
dratmeter und Monat aus. Dem stehen
voraussichtliche Mieterhöhungen zwi-
schen 4,88 und 2,16 Euro pro Quadratme-
ter gegenüber.
Die daraus resultierenden Mietsteige-
rungen und Wohnkosten sind für einen
Großteil der Vonovia-Mieter nicht trag-
bar. Mieter werden so aus ihren langjäh-
rigen Wohnungen gedrängt. Bezahlba-
rer Wohnraum geht dauerhaft verloren.

Die Durchführung der 
Modernisierungsmaßnahmen

Die umfassenden Baumaßnahmen dau-
ern oft ein Jahr lang an und sind mit star-
ken und vielfältigen Beeinträchtigungen
für die dort wohnenden Mieter verbun-
den. Dauerlärm und Dauerschmutz, di-
verse Folgeschäden in der Wohnung
und vieles mehr führen zu starken
Wohnwertbeeinträchtigungen. Soweit
es sich bei den Baumaßnahmen um
energetische Modernisierungen han-
delt, dürften Mieter in den ersten drei
Monaten nach dem Gesetz noch nicht
einmal die Miete kürzen. Sind dann Miet-
minderungen möglich, müssen sie in je-
dem Einzelfall gegenüber Vonovia
durchgekämpft werden.

Härteeinwand

Grundsätzlich müssen Mieter nach dem
Gesetz Modernisierungsmaßnahmen des
Vermieters dulden. Das gilt auch für den

Fall, dass sie die Modernisierungsmieter-
höhung nicht bezahlen können. Sie ha-
ben nur die Chance, den Härtegrund „un-
bezahlbar“ gegenüber der Mieterhöhung
einzuwenden. Mieter müssen sich aber
schon zeitnah auf diesen Härtegrund be-
rufen, kurz nach der Modernisierungsan-
kündigung. Hat der Mieter diesen Zeit-
punkt verpasst, ist er mit seinem Härte -
einwand ausgeschlossen.
Ob Vonovia auf derartige Härteeinwände

reagiert, ob die Mieterhöhung reduziert
oder zurückgenommen wird, scheint
vom Zufall abhängig oder einfach will-
kürlich zu sein. Während bei Modernisie-
rungsfällen nach Interventionen des Mie-
tervereins die Mieterhöhungen zurückge-
nommen und gesenkt wurden, hält
Vo novia in anderen Fällen an den Miet-
 erhöhungen fest, obwohl hier die Wohn-
kostenbelastung für die betroffenen Mie-
ter um bis zu 75 Prozent steigt.
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Zu Hunderttausenden bauten Unter-
nehmen zu Beginn des letzten Jahr-
hunderts, vor allem aber nach dem

Krieg, Wohnungen für ihre Mitarbeiter.
Der Bedarf an gelernten und ungelernten
Arbeitskräften war in den prosperieren-
den Regionen, vor allem auch an Rhein
und Ruhr, hoch. Der Wohnungsbau hielt
dem Zuzug nicht stand. Die Unternehmen
schlossen die Lücke. Sie boten Arbeit und
Wohnung. Firmen wie Krupp, Thyssen
oder VW, aber auch staatliche Unterneh-
men wie Bahn und Post bauten oft kom-
plett neue Siedlungen, in denen die Ange-
stellten auch nach der Arbeit zusammen-
lebten. 
In den 70er Jahren des letzten Jahrhun-
derts gab es Schätzungen zufolge rund

350.000 bis 450.000 Werkswohnungen.
Allein Bundespost und Bundesbahn ver-
fügten über rund 100.000 eigene Woh-
nungen. 
Die Werkswohnungen verloren in dieser
Zeit jedoch mehr und mehr an Bedeu-
tung. Der Anteil der Mitarbeiter in den
Werkswohnungen ging rapide zurück.
Die Unternehmen begannen, sich von ih-
ren Wohnungen zu trennen. Teilweise
verkauften sie sie an die Mieter. 
Das Auftreten privater Finanzinvestoren
im deutschen Wohnungsmarkt zur Jahr-
tausendwende ließ die Zahl der Werks-
wohnungen dann drastisch sinken. Thys-
sen-Krupp verkaufte zum Beispiel 2004
seine 48.000 ehemaligen Werkswohnun-
gen an die US-Investmentbank Morgan

Wohnen

Stanley sowie die Kölner Immobilien-
gruppe Corpus für über zwei Milliarden
Euro. Der Bund trennte sich von rund
100.000 Eisenbahnerwohnungen. 

Die neue Wohnungsnot
Die neue Wohnungsnot in den Großstäd-
ten zwingt die Unternehmen zum Um-
denken. Unternehmen jeglicher Größen-
ordnung fällt es immer schwerer, in und
im Umfeld von Großstädten mit explo-
dierenden Immobilien- und Mietpreisen
Mitarbeiter für sich zu gewinnen. Klini-
ken fehlt Pflegepersonal, Polizisten
drängt es aus der Großstadt heraus, gut
qualifizierte Facharbeiter können sich ei-
nen Umzug in eine der Metropolen nicht
mehr leisten. 

Unternehmen bauen in Deutschland wieder eigene Wohnungen für ihre Mitarbeiter. 
Eine alte Idee erlebt eine Wiedergeburt und könnte den Wohnungsmarkt entlasten

Renaissance des 
Mitarbeiterwohnens
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Wohnen

Fachkräftegewinnung für die Volkswa-
gen AG. Deshalb bauen wir attraktive,
qualitativ hochwertige Wohnungen“,
sagt Ulrich Sörgel, der Leiter der Immo-
bilien GmbH. 
Neu an das Thema Mitarbeiterwohnun-
gen geht auch die Wohnungsgesellschaft
der Stadtwerke Köln (WSK) heran. Mit der
Zunahme der Wohnungsnot in Köln, den
steigenden Mietpreisen und dem Fach-
kräftebedarf im Konzern richtete Bernd
Preuss, Leiter der konzerneigenen Woh-
nungsgesellschaft, das Unternehmen
neu aus. Ab 2013 begann er, den Woh-
nungsbestand zu modernisieren und
durch bedarfsgerechten Neubau zu er-
gänzen. Bis 2025 will die WSK rund 140
Millionen Euro in die Instandhaltung, Sa-
nierung und den Neubau von Wohnun-
gen investieren. 
Bernd Preuss sieht in der Nähe der 2.000
WSK-Wohnungen zum Arbeitsplatz ei-
nen Nutzen für die Mieterinnen und Mie-
ter, das Unternehmen, aber auch die
Stadt Köln als Ganzes. 
„Das Thema gewinnt für uns immer mehr
an Bedeutung“, sagt Sophie von Saldern,
Leiterin der Personalabteilung der Kölner
Verkehrs-Betriebe (KVB), die zum Stadt-
werke-Konzern gehören. In einem Bal-
lungsgebiet wie Köln bestehe ein großer
Wettbewerb um gute Arbeitskräfte. Der

demographische Wandel führe dazu,
dass künftig viele Stellen innerhalb der
KVB neu besetzt werden müssen. „Woh-
nungen für Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter bieten daher die Gelegenheit, sich
im Kampf um die besten Köpfe hervorzu-
heben“, so die Personalleiterin. 

Willkommene Akteure
Der Deutsche Mieterbund sieht in Unter-
nehmen, die Mitarbeiterwohnungen vor
Ort bauen wollen, willkommene Akteure
auf den örtlichen Wohnungsmärkten.
„Die Unternehmen können dort Miet-
wohnungen bauen, wo bedarfsgerechte
und bezahlbare Wohnungen am drin-
gendsten benötigt werden: in den Städ-
ten, in der Nähe der Arbeitsplätze“,
nimmt Direktor Lukas Siebenkotten für
den Deutschen Mieterbund Stellung. Be-
zahlbare Mietwohnungen würden gerade
auf engen städtischen Wohnungsmärk-
ten bei der Akquise von Fachkräften so-
wie bei der Mitarbeiterfindung und -bin-
dung enorme Vorteile bringen.
Natürlich sieht der Mieterbund-Chef auch
Probleme. Wenn etwa bei einem Arbeits-
platzwechsel unter Umständen der Ver-
lust der Wohnung droht. Wenn Mieter-
rechte gegenüber dem Arbeitgeber gel-
tend gemacht werden müssen. Oder
auch, wenn nervige Kolleginnen und Kol-
legen auch noch Nachbarn sind.
Das Beratungsunternehmen RegioKon-
text hat im Auftrag verschiedener Ver-
bände, darunter auch des Deutschen
Mieterbundes, die aktuelle Situation un-
tersucht. Das Unternehmen kommt zu
dem Ergebnis, dass der Bau von Woh-
nungen für Mitarbeiter eine neue Re-
naissance erleben wird. Vom Bau profi-
tieren viele: die Unternehmen selbst, in-
dem sie ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern auf angespannten Wohnungs-
märkten Wohnungen anbieten können.
Die Mieten, die die Unternehmen erhe-
ben, sind zum Teil ein Mehr an Netto für
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Die Städte profitieren ihrerseits von ei-
nem Mehr an Wohnungen auf dem
Markt. 
Damit das Mitarbeiterwohnen auf Dauer
eine Zukunft hat, ist jedoch die Änderung
einer Reihe von rechtlichen Vorschriften
in der Bauordnung, der sozialen Wohn-
raumförderung der Länder und im Steu-
errecht erforderlich. Die lassen sich lö-
sen, wenn der Gesetzgeber, die Städte
und die Unternehmen kooperieren.

Der VW-Konzern in Wolfsburg befasst
sich seit 2012 wieder verstärkt mit dem
Neubau von Wohnungen. Die VW-Immo-
bilien GmbH hat bereits 160 neue Woh-
nungen gebaut. Weitere 350 Einheiten
befinden sich in Planung und Realisie-
rung. Neue Wohnungen entstehen der-
zeit vorwiegend auf konzerneigenen Flä-
chen zu Preisen ab zehn Euro je Quadrat-
meter netto-kalt. Damit sollen vor allem
Führungskräfte an das Unternehmen ge-
bunden werden. Das untere und das mitt-
lere Preissegment lässt sich aus dem gro-
ßen Wohnungsbestand der VW-Immobi-
lien GmbH noch gut bedienen.
Die VW-Immobilien GmbH, eine 100-pro-
zentige Tochter des VW-Konzerns, hat in
der Nachkriegszeit bis in die 70er Jahre hi-
nein rund 10.500 Wohnungen in Wolfs-
burg gebaut. In Zeiten, in denen sich der
Wohnungsmarkt entspannte, öffnete
sich das Unternehmen auch für Mieterin-
nen und Mieter, die nicht im Konzern ar-
beiteten, und trennte sich gezielt von aus-
gewählten Objekten. 
Die Stadt Wolfsburg und der VW-Kon-
zern wachsen wieder, die Miet- und
Kaufpreise für Wohnungen und Eigen-
heime steigen rasant an. „Für uns ist die
Motivation für den Wiedereinstieg in
dieses Thema die Steigerung der Stand-
ort- und Arbeitgeberattraktivität zur

ZZuu  BBeeggiinnnn  ddeess  lleettzztteenn
JJaahhrrhhuunnddeerrttss  bbaauutteenn
ggrrooßßee  KKoonnzzeerrnnee  ggaannzzee
SSiieeddlluunnggeenn  ffüürr  iihhrree
MMiittaarrbbeeiitteerr..  DDiiee
WWeerrkksswwoohhnnuunnggeenn  ddeerr
SSiieeddlluunngg  AAlltteennhhooff  IIII  iinn
EEsssseenneerr  SSüüddeenn  ssiinndd
ddaaffüürr  eeiinn  gguutteess  BBeeii--
ssppiieell  ((FFoottoo  lliinnkkss))..  
WWoohhnnuunnggeenn  ffüürr  ddiiee
MMiittaarrbbeeiitteerr  zzuu  bbaauueenn,,
lloohhnntt  ssiicchh  aannggeessiicchhttss
ddeerr  WWoohhnnuunnggssnnoott
aauucchh  hheeuuttee  wwiieeddeerr..
DDaass  WWoohhnnuunnggssuunntteerr--
nneehhmmeenn  ddeerr  SSttaaddttwweerr--
kkee  KKööllnn  ppllaanntt  nneeuuee
WWoohhnnuunnggeenn  aann  ddeerr
BBoonnnneerr  SSttrraaßßee  iinn  KKööllnn
((FFoottoo  rreecchhttss))
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Tipps für Mieter

Mitmachen
beim 

Klimaschutz

Die großen Stromversorger (RWE,
Eon, Vattenfall oder EnBW) und ei-
nige Stadtwerke hatten ihre Ge-

bietsmonopole, in denen nur sie private
Haushalte und Unternehmen mit Strom
beliefern durften. 17 Cent kostete nach
Angaben des Branchenverbandes BDEW
im Jahr 1998 umgerechnet die Kilowatt-
stunde Strom für einen Haushalt mit ei-
nem Verbrauch von 3.500 Kilowattstun-
den im Jahr. 
Die Preise gingen danach wie erwartet zu-
rück. Doch nur für zwei Jahre. 13,94 Cent
fielen im Jahr 2000 für die Kilowattstunde
Strom an. Danach ist der Strompreis suk-
zessive gestiegen – auf aktuell fast 30
Cent. Das entspricht einer Steigerung von
120 Prozent in nur 18 Jahren. Knapp 490
Euro zahlte ein Mieterhaushalt im Jahr
2000 an Stromkosten. Heute überweist er
im Schnitt mehr als doppelt so viel an sei-

nen Lieferanten, nämlich rund 1.030 Euro. 
Warum hat sich die Hoffnung auf sinken-
de oder stagnierende Preise nur kurzfris-
tig erfüllt? Was ist da falsch gelaufen?
1998 bezahlte der Kunde einen Preis, in
den lediglich die Produktionskosten für
den Strom, die Kosten des Transports und
Vertriebs, die Konzessionsabgabe, die
Strom- und Mehrwertsteuer sowie eine
üppige Gewinnmarge für die damaligen
Monopolisten eingingen.
Heute setzt sich der Strompreis aus vielen
einzelnen Komponenten zusammen.
Neue Abgaben und vor allem die EEG-
Umlage trieben den Strompreis seit dem
Jahr 2000 kräftig in die Höhe. Immer kräf-
tiger schlugen die Kosten für den durch
die Energiewende notwendigen Netzaus-
bau zu Buche. Im Jahr 2000 belastete die
EEG-Umlage die Kilowattstunde Strom
mit 0,20 Cent. Im Jahr 2018 sind es 6,792

20 Jahre ist es her, als im April 1998 das „Gesetz zur Neure-
gelung des Energiewirtschaftsrechts“ in Kraft trat. Bis dahin

war der Stromverkauf ein streng abgeschottetes Geschäft

Private Haushalte sind für mehr als
20 Prozent der klimaschädlichen
CO2-Emissionen in Deutschland

verantwortlich – und haben ein ent-
sprechend großes Potenzial, zum Kli-
maschutz beizutragen. Aber wie? Das
Feld ist weit und unübersichtlich, und
man bekommt leicht den Eindruck,
dass unterm Strich nur Politiker, Mana-
ger und vielleicht noch Hausbesitzer
Einfluss darauf nehmen können.
An diesem Punkt setzt die neue Kampa-
gne „Mein Klimaschutz“ an: Die Mit-
machkampagne bietet Orientierung in
der Informationsflut und unterstützt al-
le Bürger dabei, ihren eigenen Energie-
verbrauch und CO2-Ausstoß im Ver-
gleich zu anderen einzuschätzen und
persönliche Einsparpotenziale zu er-
kennen und zu nutzen. Dabei richtet
sich die Kampagne auch direkt an Mie-
terinnen und Mieter und geht auf deren
Bedürfnisse ein. 
Herzstück von „Mein Klimaschutz“
ist die Website www.mein-klima-
schutz.de, die Antworten auf die wich-
tigsten Fragen in drei Themenbereichen
liefert: zu Hause, unterwegs und beim
Einkauf. Interaktive Online-Ratgeber
helfen schnell und einfach dabei, die
richtigen Maßnahmen zu finden und
mögliche Einsparungen zu beziffern. 
So überprüft zum Beispiel der auf der
Website integrierte HeizCheck Heizkos-
ten und Heizenergieverbrauch und lie-
fert Kontaktdaten des örtlichen Mieter-
vereins. Über das kontinuierlich erwei-
terte Informationsangebot hinaus
möchte www.mein-klimaschutz.de eine
Plattform sein, um Mitstreiter kennen-
zulernen, Erfahrungen zu teilen und
zum Sparen zu motivieren. 
Die Kampagne „Mein Klimaschutz“ ist
eine Mitmachkampagne des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz,
und nukleare Sicherheit (BMU), reali-
siert von der gemeinnützigen co2online
GmbH. Der Deutsche Mieterbund ko-
operiert mit der Kampagne im Rahmen
des jährlich erscheinenden Heizspie-
gels.

Hoher Strompreis
trotz Liberalisierung
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Verbraucher

Cent. Rund ein Viertel des Strompreises
kassieren die heute aus den Stromkonzer-
nen ausgegliederten Stromnetzbetreiber
(siehe dazu auch die Grafik unten). 
Es sind vor allem die privaten Haushalte,
die über ihren Strompreis die Energie-
wende finanzieren. Großunternehmen
sind oft von den teuren Umlagen befreit.
Was die einsparen, wird auf die Kosten
der privaten Haushalte aufgeschlagen. 

Große Auswahl 

20 Jahre nach der Liberalisierung des
Strommarktes haben die Stromkunden in
Deutschland jedoch die große Auswahl.
Sie können im Schnitt unter weit mehr als

100 Anbietern den für sie passenden
Stromlieferanten aussuchen. 
Doch längst nicht alle Haushalte nutzen
diese Möglichkeit. Bis 2017 haben rund
17,2 Millionen den Stromversorger min-
destens einmal gewechselt. Das waren
42,2 Prozent aller Haushalte. Die Zahl ist
in den letzten Jahren gestiegen. Vor allem
zu Beginn der Liberalisierung taten sich
viele Haushalte sehr schwer damit. Im
Jahre 2005, sieben Jahre nach der Libera-
lisierung, hatten gerade einmal 2,7 Millio-
nen Haushalte die Chance genutzt, zu ei-
nem preiswerteren Anbieter zu wechseln.
Das waren weniger als sieben Prozent der
Haushalte.
Noch immer hängen viele Verbraucher
im teuren Grundtarif ihres örtlichen An-
bieters fest. Nach Angaben der Bundes-
netzagentur hatten 2016 noch gut 30 Pro-
zent der Haushalte diesen besonders
kostspieligen Grundversorgungsvertrag.
Was für die Stromversorger ein sehr loh-
nendes Geschäft ist, erweist sich für die
Haushalte als große Ausgabenfalle. Die
Preisspanne zwischen der örtlichen
Grundversorgung und dem günstigsten
Tarif ist in den vergangenen Jahren kräf-
tig gewachsen, wie das Vergleichsportal
Verivox errechnet hat. Bei einem Jahres-
verbrauch von 4.000 Kilowattstunden
von durchschnittlich 100 Euro im Jahr
2007 auf jetzt 470 Euro.
Abgeschreckt wurden viele Haushalte in
der Vergangenheit auch von den spekta-
kulären Insolvenzen von Teldafax und
Flexstrom. Hunderttausende Kunden
hatten gegen Vorkasse den vermeintlich
günstigen Strom gekauft, den beide Un-
ternehmen nach ihrer Insolvenz nicht
mehr liefern konnten. Hunderttausende

Kunden verloren ihr Geld. Das Modell
Vorkasse ist auf dem Markt heute kaum
noch anzutreffen. 

Zu hohe Strompreise

Stromkunden zahlen zu hohe Stromprei-
se, bemängelt vor allem der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband (vzbv) im-
mer wieder. Die Abgabenlast wird stark
den Privatkunden aufgebürdet. In der
Kritik stehen auch die Stromlieferanten,
die zwar jede Abgaben- und Steuererhö-
hung direkt an den Kunden weitergeben,
Einsparungen aufgrund sinkender
Strompreise an der Strombörse jedoch
meist als zusätzliche Gewinne einstrei-
chen. 
Verbraucherschützer und auch der
Deutsche Mieterbund halten eine Re-
form des gesamten Steuer- und Abga-
bensystems im Energiebereich für not-
wendig. Sie schlagen unter anderem
vor, die Stromsteuer nahezu abzuschaf-
fen, die EEG-Umlage aus dem Staats-
haushalt zu finanzieren und die Indus-
trieausnahmen bei den Netzentgelten
zu streichen.

Steigen die Strompreise weiter?
Der Präsident der Bundesnetzagentur, Jo-
chen Homann, sieht derzeit bei der Ent-
wicklung der Strompreise keinen Grund
für kurzfristige Steigerungen. Entgegen ei-
ner verbreiteten Wahrnehmung sei der
Strompreis seit 2013 recht stabil, sagte Ho-
mann der Deutschen Presse-Agentur Ende
Mai. Die Deckelung der Renditen bei den
Netzentgelten habe dazu in erheblichem
Maße beigetragen. Auch von der Öko-
strom-Umlage erwartet Jochen Homann
derzeit keine preistreibende Wirkung.

Dass die EEG-Umlage
allerdings in nächster
Zeit sinkt, sieht er nicht. 
Der Fachmann erinnert
die Haushalte aller-
dings daran, ihre
Marktmacht auszunut-
zen, Preisvergleiche an-
 zustellen und den Strom-
anbieter zu wechs eln.
Wer das tue, „kann
auch viel Geld sparen“.
Unverständlich ist ihm,
„dass fast ein Drittel der
Verbraucher weiterhin
im teuren Grundversor-
gungstarif ist“. QUELLE: BDEW ©MieterZeitung

Beschaffung, Vertrieb 6,2 Cent

Netzentgelt 7,27 Cent

Mehrwertsteuer 4,7 Cent
Konzessionsabgabe 1,66 Cent

EEG-Umlage 6,792 Cent

Stromsteuer 2,05 Cent

Diverse Abgaben 0,763 Cent

Zusammensetzung
Strompreis 2018

Insgesamt
29,44 Cent

Preis je Kilowattstunde für einen Dreipersonenhaushalt
mit einem Jahresverbrauch von 3.500 Kilowattstunden
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Leser
Sagen Sie uns Ihre Meinung. Stellen Sie 
Fragen zum Thema Mietrecht. Machen Sie mit
bei unseren Aktionen. Schreiben Sie an 
Deutscher Mieterbund,  
Littenstraße 10, 10179 Berlin. 
Oder senden Sie uns eine 
E-Mail an: info@mieterbund.de

Rauchmelder montieren zu lassen, wofür auch noch eine jährli-
che Wartungspauschale anfällt. Unsere eigenen kosteten außer
dem Anschaffungspreis und alle paar Jahre neue Batterien
nichts.  Detlev Peick, per Mail

Retten Leben
Ordnungsgemäß funktionierende Rauchmelder retten Leben.
Das eigene und gegebenenfalls auch das der Nachbarn.                                                                                                  

Hildur Bohland, per Mail

Falscher Alarm
Am schlimmsten empfand ich, dass es zu einem Fehlalarm kam,
während ich im Urlaub war. Meine Nachbarin informierte zum
Glück nicht die Feuerwehr, sondern eine Freundin mit Woh-
nungsschlüssel ... Wer kommt bei einem Fehlalarm für Schäden
auf  – kaputte Wohnungstür, Sicherung der Wohnung, eventuell
Verlust von Wertgegenständen, eventuell vorgezogene Heimrei-
se etc. ?                                                                     Sonja Schmidt, Bremerhaven

Aktion: Rauchmelder

Fragen

Das Thema Rauchmelder hat offensichtlich den Nerv unse-
rer Leserinnen und Leser getroffen. Viele berichten von
nicht ordnungsgemäß funktionierenden Rauchmeldern.

Vor allem die Firma Minol steht dabei in der Kritik.

Und immer wieder Minol
Nachdem es im gesamten Haus (sechs Parteien) immer wieder
Fehlalarme der Rauchmelder gab, wurde Minol durch unseren
Vermieter gebeten, nach diesen zu schauen. Hierbei stellte sich
heraus, dass die Batterien „alle“ beziehungsweise kurz davor
sind und dadurch die Fehlalarme ausgelöst wurden. Der Techni-
ker von Minol meinte dazu nur, dass man in den Geräten die Bat-
terien nicht tauschen kann. Sie müssten durch neue ersetzt wer-
den.                                                               Torsten und Tanja Müller, Esslingen
Die neuen Minol-Geräte waren innerhalb von zwei Jahren defekt
(spontane Alarmtöne ohne Anlass, natürlich nachts). Die Geräte
sind dann von Minol ersetzt worden. Generell geben auch die
normal funktionierenden Minol-Geräte störende Lichtblitze ab.
Dieser Gerätetyp ist ein Ärgernis.                    Armin Schuster, Freiburg
Seit die Firma Minol in unserem Dreifamilienhaus insgesamt 13
Rauchmelder anbrachte, gab es schon fünf defekte Rauchwarn-
melder, die ausgetauscht werden mussten. Einer davon Total-
schaden mit nervigem Daueralarm.           Gilbert Semmer, Freiburg

Haare zu Berge
Mit Erschrecken lese ich in Ihrer Zeitschrift von immer häufiger
in die Kritik geratenen Rauchwarnmeldern. Da stehen mir als ak-
tiver freiwilliger Feuerwehrmann und beruflicher Brandrat die
grauen Haare zu Berge! Ich habe seit 1992 Rauchwarnmelder in
meiner Wohnung. In all den Jahren habe ich zwei Alarmierun-
gen eines Rauchwarnmelders gehabt, denen keine Ursache zu-
geordnet werden konnte. Allerdings haben mich die Rauch-
warnmelder verlässlich geweckt, als sich morgens um 6.00 Uhr
die Deko um eine nicht richtig abgelöschte Kerze entzündete.
Jahrelang haben die Feuerwehren in ganz Deutschland für eine
Rauchmelderpflicht geworben, und das mit gutem Grund.

Andreas Kreutz, Brühl

Frech und unverschämt
Dass Rauchmelder sehr nützlich sein können, steht außer Frage.
Deshalb hatten wir schon Rauchmelder installiert, bevor das
Thema aufkam. Was allerdings frech bis unverschämt ist, dass
der Gesetzgeber dem Vermieter vorschreibt, trotzdem nochmals

�

Heizöltank
Karlheinz L.: Ich
wohne seit vie-
len Jahren zur
Miete. Im Laufe
der Jahre ent-
stehen im In-
nern des Heiz-
öltanks unseres
Mietshauses si-
cherlich Abla-
gerungen, die
auch das Messergebnis verfälschen können. Gibt es Vorschrif-
ten, dass Heizöltanks gereinigt werden müssen? 
Antwort: Nein. In Deutschland besteht keine gesetzliche Verpflich-
tung zur Reinigung von Öltanks. Um Verschmutzungen und Folge-
probleme zu vermeiden, sollten Öltanks dennoch alle fünf bis sie-
ben Jahre gereinigt werden. Einen Anspruch auf Reinigung hat der
Mieter jedoch nicht.

Schlüssel
Rose R.: Mein Vermieter behält einfach einen Schlüssel zu mei-
ner Wohnung ein. Ich möchte dies nicht. Darf er das?
Antwort: Nein. Der Vermieter darf keinen Wohnungsschlüssel zu-
rückbehalten, es sei denn, der Mieter hat dies ausdrücklich gestat-
tet. Will der Mieter dem Vermieter keinen Schlüssel überlassen,
muss er aber dafür sorgen, dass der Vermieter oder der Hausmeister
in Notfällen die Wohnung betreten können. Dazu reicht es, wenn
der Mieter während einer längeren Abwesenheit einem Nachbarn
oder einem in der Nähe wohnenden Bekannten einen Schlüssel
überlässt und dies dem Vermieter mitteilt.
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Gewinnspiel

Bauland zu knapp – zu teuer
Zu unserem Artikel „Bauland zu knapp – zu teuer“ in der April-Aus-
gabe der MieterZeitung schrieb uns ein Leser:
� Tag für Tag werden große Flächen versiegelt. Industrie-, Gewer-
be- und Baugebiete werden ständig neu ausgewiesen. Doch der
Boden, die unbebaute Fläche wird immer kleiner. Dabei ist Grund
und Boden nicht vermehrbar. Landschaftliche Nutzflächen wer-
den ständig kleiner und für geschützte Natur und wilde Tiere ist im-
mer weniger Platz. Wann finden Investoren, Planer endlich ihre
Grenzen? Und wann ist genug genug? Dabei ist neues Bauland
auch in Ballungsgebieten unnötig. Vorhandene bebaute Flächen
müssen nur intelligenter genutzt werden. Besser sind neue Kon-
zepte. Das müssen Politiker, Investoren und auch der Mieterbund
vorantreiben. Dann klappt es auch mit Mensch und Natur und ei-
ner Wohnqualität auch außerhalb der eigenen vier Wände.           

Ralf Naujoks, Laubach

Platznot zwingt zum Umdenken
Zum Artikel „Platznot zwingt zum Umdenken“ in der MieterZeitung
2/2018 schrieb uns eine Leserin:
� Die Idee von Lidl und Aldi finde ich fantastisch. Wenn ich be-
denke, bei uns im Ort (Nordstemmen) gibt es Lidl, Aldi, Rewe, Kik
und einige Läden mehr, die sich hervorragend – wenn die Statik
stimmt – als Wohnungsmarkt eignen würden. Es wäre toll, wenn
diese Idee Früchte tragen würde.                    Monika Stecker, per Mail

Dicke Luft
Zu unserem Artikel „Dicke Luft – was tun die Städte?“ in der Mieter-
Zeitung Februar 2018 schrieb uns eine Leserin:
� Meiner Meinung nach entsteht der Feinstaub vorwiegend aus
dem Abrieb der Gummireifen und dem gesamten Dreck, der nicht
mehr von den Straßen gefegt und entsorgt wird. Und dies seit Jahr-
zehnten! Straßenkehrer, die den Müll dann auch entsorgen, wä-
ren hier wieder angesagt.                                     Brigitte Schmid, Stuttgart

Mieter nicht allein lassen
� Mir wird angst und bange, wenn ich lese, dass der Vermieter die
Kosten für eine Modernisierung komplett auf die Mieter abwälzen
kann. Eine Erhöhung der Miete um zwei Euro und mehr je Qua-
dratmeter kann ich mir als Rentner nicht leisten. Ich muss dann
ausziehen.                                                                                                     Walter K., Köln

Briefe

Gewinnen Sie

Günter Hoffmann, Weißenfels; 
Gabriela Miersch, Berlin; 
Hannelore Kratzenberg, Friedrichstadt; 
Renate Funke, Braunschweig; 
Karin Hoffmann, Neuss; 
Ralf Werth, Lohmar; 
Herbert Schläfer, Darmstadt; 
Hubert Späth, Karlsruhe; 
Gerda Waldheim, Kaufbeuren; 
Karin Kasischke, Münchberg.

Schreiben Sie das Lösungswort auf eine Postkarte und 
senden diese bis spätestens 16. Juli 2018 an:

Redaktion MieterZeitung, Postfach 02 10 41, 10121 Berlin

Gehen mehr richtige Lösungen ein, als Preise ausgesetzt
sind, muss das Los entscheiden. Die Auslosung erfolgt unter
Ausschluss des Rechtsweges. 

Das richtige Lösungswort des April-Preisrätsels war:
KALENDER

Je ein 3-in-1-Stabmix-Set haben gewonnen:

e ine von zehn 
Mult ipfannen
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Die Hansestadt Hamburg macht
ernst im Kampf gegen die Ausbeu-
tung durch skrupellose Miet wu-

cherer. 90 Behördenmitarbeiter und
60 Polizisten überprüften Mitte April bei
einer Razzia ein Haus in Hamburg-
Wandsbek, in dem vor allem Osteuropäer
wohnen. In dem als Hotel angemeldeten
Gebäude, in dem auch ein Bordell betrie-
ben wird, sind laut Sozialbehörde Men-
schen unerlaubt dauerhaft in kleinen
Apartments untergebracht. 
90 Mitarbeiter, unter anderem des Sozi-
alamts, des Bezirksamts, des Jobcen-

Im Kampf gegen die Obdachlosigkeit
führt die Stadt Seattle im US-Bundes-
staat Washington eine neue Steuer

ein. Größere Unternehmen, wie etwa der
in Seattle beheimatete Amazon-Konzern,
müssen zukünftig jährlich 275 Dollar pro
Mitarbeiter zur Bekämpfung der Woh-
nungsnot zahlen. Rund 47 Millionen Dol-
lar soll die Steuer, die zunächst auf fünf
Jahre begrenzt ist, ab 2019 einbringen.
Zahlen müssen die Steuer Unternehmen
mit einem jährlichen Umsatz von über 20
Millionen Dollar. Betroffen sind in der
Stadt rund 585 Arbeitgeber. Allein Ama-
zon kommt mit seinen 40.000 Mitarbei-
tern in der Stadt auf einen Betrag von elf
Millionen Dollar pro Jahr.

ters, der Steuerfahndung und des Zolls,
stellten während des dreieinhalbstündi-
gen Einsatzes viele Mängel bis hin zum
Schimmel fest. Sie registrierten Verstö-
ße gegen den Brandschutz. Viele der
Zimmer waren überbelegt und zum dau-
erhaften Wohnen nicht geeignet. Das
Jobcenter maß einzelne Wohnungen
aus, um zu prüfen, ob die an den Ver-
mieter gezahlten Mieten nicht zu hoch
sind.
Es war die jetzt vierte Großaktion in Ham-
burg. Der Einsatz habe erneut gezeigt, wie
wichtig amtsübergreifendes Handeln sei,

bilanzierte Sozialsenatorin Melanie Le-
onhard (SPD) die Aktion. „Damit nehmen
wir Eigentümer ins Visier, die Menschen
ausnutzen“, so die Sozialsenatorin. „Wir
wollen an die Hinterleute, wir wollen
nicht, dass Menschen ausgebeutet wer-
den“, sagte der Sprecher der Sozialbehör-
de, Marcel Schweitzer. 
„Das hat eine extrem stark präventive
Wirkung“, begrüßte Hamburgs Mieter-
vereinschef Siegmund Chychla die Akti-
on. „Diejenigen, die solche Menschen
ausbeuten, wissen nun, dass so etwas
jetzt tatsächlich verfolgt wird.“

Aufgespießt

Großeinsatz gegen Mietwucherer

Neue Steuer gegen Obdachlosigkeit

AAlleexx  CCrrooookk,,  FFoottooggrraaff  bbeeiimm  SSeeaattttllee  MMaaggaazziinnee,,  ffoottooggrraaffiieerrtt  ddiiee  AAmmaazzoonnaass--KKuuggeellnn  iinn  ddeerr  IInnnneenn--
ssttaaddtt  vvoonn  SSeeaattttllee  aamm  TTaagg  iihhrreerr  ggrrooßßeenn  EErrööffffnnuunngg  iimm  JJaannuuaarr  22001188

6600  PPoolliizzeeiibbeeaammttee  ssiicchheerrtteenn
ddiiee  RRaazzzziiaa  wweeggeenn  mmöögglliicchheenn

MMiieettbbeettrruuggss  iinn  eeiinneemm
eehheemmaalliiggeenn  HHootteell  iimm  SSttaaddtt--
tteeiill  HHaammbbuurrgg--WWaannddssbbeekk  aabb
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Aufgespießt

Zwangsauszug I Zwangsauszug II

Der Vermieter eines Düsseldorfer
Hochbunkers muss 65.000 Euro
Stromkosten für

eine illegale Cannabis-
plantage in seinem Ge-
bäude zahlen. Das Ge-
richt kam zu der Über-
zeugung, dass der Ver-
mieter mindestens Bei-
hilfe zum Stromklau
leistete, indem er eine
extra starke Stromlei-
tung legen ließ. Die Po-
lizei hatte die riesige

Drogenplantage mit rund 3.200 Cannabis-
pflanzen durch Zufall bei einer Razzia gegen

einen Rockerclub ent-
deckt. Die Rocker wa-
ren zunächst zu Un-
recht in Verdacht gera-
ten, die Plantage zu be-
treiben. Der Betreiber
der Plantage ist wegen
bandenmäßigen Dro-
genhandels und Frei-
heitsberaubung be-
reits zu sieben Jahren
Haft verurteilt worden. 

Nachdem die Eltern Mark und Christina
Rotondo alles versucht hatten, ihren
30-jährigen Sohn zu bewegen, aus dem

Elternhaus auszuziehen, zogen sie nun vor
Gericht. Der Sohn zahle weder Miete, noch be-
teilige er sich an den Haushaltsarbeiten, klag-
ten die Eltern.  Der Richter des New York State
Supreme Court, Donald Greenwood, gab ih-
nen Recht. Genug sei genug, sagte er und er
wolle, dass Michael aus dem Haus auszieht.
Den Termin bestimmen die Eltern. Der Sohn
hoffe unterdessen auf eine 30-tägige Frist. Die
Zeit wolle er nutzen, um Berufung einzulegen. 

Weil die Mieterin sich nicht an die Auf-
lagen hielt, eine Taubenvoliere ab-
zubauen und das Füttern frei leben-

der Tauben einzustellen, muss sie jetzt aus ih-
rer Mietwohnung ausziehen. Das Bonner
Amtsgericht (Az: 204 C 204/17) gab der Räu-
mungsklage des Vermieters statt. Die Fütte-
rung sei sozial nicht mehr adäquat und für die
Nachbarschaft unzumutbar, heißt es in der
Begründung. Durch das Füttern wurden zu-
dem vermehrt Ratten angelockt. Die Richter
sprachen deshalb auch von Gesundheitsge-
fahren. 

Buntes Haus bleibt bunt

65.000 Euro Strom für Cannabis

Das bunte Haus in Hayingen
(Kreis Reutlingen) darf bunt
bleiben. Nach eineinhalbjähri-

gem Streit entschied das Regierungs-
präsidium Tübingen, dass die gesetz-
lichen Instrumentarien der Stadt
nicht ausreichen, um eine Änderung
zu erzwingen. Das bunte Haus wirke
zwar fremd und störend, aber die
Stadt könne keine Änderung erzwin-
gen, so das Regierungspräsidium.
Hauseigentümer Georg Bayer hatte
sein Wohn- und Geschäftshaus im
September 2016 orange und gelb an-
gestrichen. Kurz darauf verlangte die
Gemeinde, die Fassade mit einer we-
niger auffälligen Farbe zu überstrei-
chen. Der Anstrich passe nicht zum städtebaulichen Ensemble der Hayinger Ortsmitte (die Mie-
terZeitung berichtete).
Die Entscheidung zugunsten des Eigentümers gilt jedoch nur, solange Georg Bayer sein Haus
nicht neu streicht. Denn die Gemeinde hat inzwischen eine Gestaltungssatzung beschlossen,
die derartige auffällige Anstriche verbietet.
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8 Tage 5-Sterne-Studienreise Zypern
Antike Hochkultur, heilige Apostel & weltberühmte Kreuzritter

nur149,–ab
p. P.

€*

Normalpreis  949,–
Ihre Ersparnis 800,–

€ *949,–€ 949,€ 949,
€ 

Wunschleistungen zu Vorzugskonditionen:
Genusspaket: Das Paket beinhaltet Halbpension, d.h. täglich reichhaltiges Buffet am
Abend mit internationalen Spezialitäten: nur 129,– € p. P. statt 169,– €*169,– €

*  Mit Erhalt der schriftlichen Reservierungsbestätigung und des Reisepreissicherungsscheins wird eine 
Anzahlung in Höhe von 20% des Reisepreises fällig. Die Restzahlung ist 28 Tage vor Abreise zu leisten. 
Preis gilt vom 01.12.2018 bis 16.01.2019. Bei anderen Reiseterminen fallen die in der Tabelle 
angegebenen Saisonzuschläge an. Die Reise gilt nur für den Angebotsempfänger und volljährige 
Begleit personen. RSD Reise Service Deutschland GmbH bietet den Preisvorteil im Vergleich zum 
Normalpreis auf www.rsd-reisen.de. Es gelten die Reisebedingungen der RSD Reise Service Deutschland 
GmbH (www.rsd-reisen.de/arb/). Einzelzimmerzuschlag: 249,– € p.P.

Ferienaufpreis 49,– € p. P.: BER 24.10.18 u. 17.04.19; DUS 15.+22.10.18 u. 15.+19.04.19; FRA 13.+20.04.19; 
HAM 07.03.19; HAJ 05.+12.04.19; LEJ 19.02.19; MUC 27.10.18 u. 18.04.19; STR 16.04.19.
Hinweis: Reiseverlaufsänderungen aus organisatorischen Gründen ggf. möglich.

Gesamt-Note: 1,48

Kundenzufriedenheit

Zuverlässigkeit | Freundlichkeit | Kompetenz

40.350 Befragte getestet 01/2018
Kundenumfrage durch
RSD Reise Service Deutschland

„sehr gut“

Von uns für Sie geprüft!

Inklusive

Famagusta

Inklusive

Antikes Salamis

Inklusive

Kloster Bellapais 4- und 5-
Sterne-Hotels

Inklusive

Nikosia Golden Beach

Inklusive Inklusive

Eine der beliebtesten Studienreisen der Deutschen   –   Inklusive Ausfl ugsprogramm & Eintritte !

Ihre Inklusivleistungen:
  Flug nach Ercan und zurück  282,– €
mit renommierter Fluggesellschaft, 
inkl. Flughafenzuschläge & Hoteltransfers

  7 Übernachtungen im Doppelzimmer 238,– €
in ausgewählten 4- und 5-Sterne-Hotels (Landeskat.)

  7× reichhaltiges Frühstücksbuffet 98,– €

   Rundreise in unserem modernen und 135,– €
klimatisierten Reisebus mit fachausgebildeter,
Deutsch sprechender Reiseleitung
mit abgeschlossenem Hochschulstudium

 Faszinierende Studienreise durch Zypern  196,– €
 mit spektakulärem Ausfl ugsprogramm
 + Eintritte (lt. Programm)

 24 Stunden ärztliche Rufbereitschaft

 Gesamtpreis p. P. 949,– €*

 Ihre Ersparnis p. P. – 800,– €

 Ihr Vorzugspreis p. P. ab nur 149,– €*

  Flug nach Ercan und zurück  282,– €

  7 Übernachtungen im Doppelzimmer 238,– €

  7× reichhaltiges Frühstücksbuffet 98,– €

   Rundreise in unserem modernen und 135,– €

 Faszinierende Studienreise durch Zypern  196,– €

 Gesamtpreis p. P. 949,– €

p.P.149,–€*

statt  949,–statt  949,€*
Die Flughafenzuschläge 

übernehmen wir für Sie !

Flughafen Berlin Düsseldorf Frankfurt Hamburg Hannover Leipzig München Stuttgart 
Flughafenzuschläge p. P.: 35,– € 0,– € 40,– € 0,– € 40,– € 0,– € 35,– € 0,– € 0,– € 0,– € 35,– € 0,– € 40,– € 0,– € 40,– € 0,– €
Abfl ugtage Mi Mo | Fr Di | Sa Do Fr Di Do | Sa Di

Reisemonate Okt. 2018 Nov. 2018
(01. – 15.11.)

Nov. 2018 
(16. – 30.11.)

Dez. 2018 Jan. 2019
(01. – 16.01.)

Jan. 2019
(17. – 31.01.)

Feb. 2019
(01. – 14.02.)

Feb. 2019
(15. – 28.02.)

März 2019
(01. – 15.03.)

März 2019
(16. – 31.03.)

April 2019

Saisonzuschläge p.P.: 190,– € 120,– € 70,– € 0,– € 0,– € 50,– € 70,– € 100,– € 120,– € 150,– € 190,– €

Ihr Ausfl ugsprogramm – das alles ist inklusive:
•  Nikosia: letzte geteilte Hauptstadt Europas mit 

osmanischer Karawanserei (Eintritt inkl.) & 
beeindruckender Selimiye-Moschee (Eintritt inkl.)

•  Kloster St. Andreas (Eintritt inkl.) –
einer der bedeutsamsten Wallfahrtsorte der Insel

•  Golden Beach – der wohl schönste Strand Zyperns
•  Kirche Agios Afksentios (Eintritt inkl.) – im Rahmen eines 

Kulturprojekts der EU wurde die Kirche restauriert.
•  Antikes Salamis (Eintritt inkl.) – faszinierende 

Ausgrabungsstätte einer antiken römischen Stadt mit
u.a. Ruinen des Gymnasiums und der Therme

•  Kloster St. Barnabas (Eintritt inkl.):
Apostel, Märtyrer und zypriotischer Nationalheiliger

•  Kunsthandwerk in traditioneller Teppichknüpferei
•  Famagusta – malerische Hafenstadt
•  Kathedrale St. Nikolaus (Eintritt inkl.): Eines der 

herausragendsten Bauwerke gotischer Architektur Zyperns. 
Heute bekannt als Lala Mustafa Pascha-Moschee.

•  Miniaturenpark (Eintritt inkl.): die 15 wichtigsten 
Highlights Zyperns im Miniatur-Format

•  Kloster Bellapais (Eintritt inkl.): Wunderwerk gotischer 
Baukunst. Atemberaubende Lage im Pentadaktylos-
Gebirge mit sagenhaftem Blick auf Kyrenia 

•  Handwerkstradition in Schmuck- und 
Ledermanufaktur

•  Kyrenia: traumhafte Hafenstadt mit altem Hafen, 
imposanter Festungsanlage (Eintritt inkl.) &
historischem Schiffswrack, welches heute ein 
interessantes Museum ist (Eintritt inkl.)

Ein Dankeschön für die Leser der MIETERZEITUNG!

Für Sie als Leser der
MIETERZEITUNG

Jetzt kostenlos anrufen und Wunschtermin sichern:

0800 - 505 243 052
Montag bis Freitag 8.30 – 19.00 Uhr, Samstag 9.00 – 14.00 Uhr 

oder www.treue-vorteile.de/mie22532
Reiseveranstalter: RSD Reise Service Deutschland GmbH, 
Elsenheimerstraße 61, 80687 München.

MIE22532Ihr Vorteilscode: 

Ihre Ersparnis

- 800 € p. P.

Lesen & Reisen: Unser Vorzugspreis für Sie
als Leser der MIETERZEITUNG ab nur
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